
BUNDESMINISTERIUM FÜR FINANZEN 

GZ 08 2401/1-IV/8/85 l2~) 
Ent~rurf eines Bundesg setzes, mit 
dem Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Bewertungsrechtes getroffen und 
das Bewertungsgesetz 1955, das 
Grundsteuergesetz 1955 und das 
Vermögensteuergesetz 1954 geändert 
,,,,erden (Bewertungsänderungsge­
setz 1985); Versendung zur Begut­
achtung 

An den 
Herrn Präsidenten des 
Nationalrates 
Parlament 
1010 \t/ i e n 

Postfach 2 
A-1015 Wien 

Telefon 5333 

Durchwahl 2691 

Sachbearbeiter: 

MR Dr. Rupp 

Das Bundesministerium für Finanzen beehrt sich, den Ent­
wurf eines Bundesgesetzes, mit dem I'1aßnahmen auf dem Gebiete' 
des Bewertungsrechtes getroffen und das Bewertungsgesetz 1955, 
das Grundsteuergesetz 1955 und das Vermögensteuergesetz 1954 
geändert werden (Bewertungsänderungsgesetz 1985), samt Er­
läuterungen zur Kenntnisnahme mit dem Bemerken zu übermitteln, 
daß der Entwurf an die Interessensvertretungen zur Stellung-
nahme bis 31. Mai 1985 versendet wurde. Die Interessenvertretungen 
wurden ersucht, 22 Abzüge ihrer Stellungnahme an den Präsidenten 
des Nationalrates zu übermitteln. 

Für die Richtigkeit 
der~gung: 

11. März 1985 
Für den Bundesminister: 

Dr. Maranitsch 
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Entwurf 

eines Bundesgesetzes, mit dem Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Bewertungsrechtes getroffen und das Bewertungsge­
setz 1955, das Grundsteuergesetz 1955 und das Vermögen­
steuergesetz 1954 geändert werden (Bewertungsänderungs­

gesetz 1985) 

ABSCHNITT I 

Verschiebung des Hauptfeststellungszeitpunktes der 
Einheitswerte des Grundvermögens 

Artikel I 

(1) Die gemäß § 20 des Bewertungsgesetzes 1955, BGB1. 
Nr.148, in Verbindung mit § 1 des Bundesgesetzes vom 
23. Oktober 1968, BGB1.Nr.393/1968, sowie mit Ab-
schnitt XII, Art. I, des Abgabenänderungsgesetzes 1982, 
BGB1.Nr.570, zum 1. Jänner 1985 vorgesehene Hauptfest­
stellung der Einheitswerte des Grundvermögens und der 
Betriebsgrundstücke im Sinne des § 60 Abs. 1 Z.1 des 
Bewertungsgesetzes 1955, sowie der Gewerbeberechtigungen, 

ist zum 1. Jänner 1986 durchzuführen. 

(2) Die gemäß Abs. 1 festzustellenden Einheitswerte 
werden mit 1. Jänner 1989 wirksam. Für vor dem 
1. Jänner 1989 liegende Zeitpunkte gelten die jeweils 
maßgebenden Einheitswerte ungeachtet der Hauptfest­

stellung zum 1. Jänner 1986. 
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Artikel II 

(1) Treten in der Zeit vom 1. Jänner 1986 bis 
31. Dezember 1988 Änderungen im Wert, in der Art oder 
in der Zurechnung des von Art. I des Abschnittes I 
betroffenen Grundbesitzes ein, so ist an Stelle des 
Hauptfeststellun§sbescheides 1986 zum 1. Jänner 1989 
von Amts wegen ein Feststellungsbescheid zu erlassen. 
Diesem Bescheid sind der tatsächliche Zustand und die 
steuerliche Zurechnung des Grundbesitzes vom 1. Jänner 1989, 
hingegen die Wertverhältnisse vom 1. Jänner 1986 zu Grunde 
zu legen. Dieser Bescheid gilt als Hauptfeststellungsbe­
scheid. Bereits vorher in Ansehung der betroffenen wirt­
schaftlichen Einheit oder wirtschaftlichen Untereinheit 
ergangene Hauptfeststellungsbescheide zum 1. Jänner 1986 
sind gemäß § 295 Abs.3 der Bundesabgabenordnung aufzuheben. 

(2) Ergehen Nachfeststellungen auf den 1. Jänner 1987 oder 
1. Jänner 1988 unter Zugrundelegung der Wertverhältnisse 
vom 1. Jänner 1973, so ist auf den 1. Jänner 1989 der ent­
sprechende Einheitswert unter Zugrundelegung der Wert­
verhältnisse vom 1. Jänner 1986 festzustellen. 
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ABSCHNITT 11 

Bewertungsgesetz 1955 

Das Bewertungsgesetz 1955, BGB1.Nr.148, in der Fassung 
der Bundesgesetze BGB1.Nr.231/1955, 145/1963, 181/1965, 
172/1971, 276/1971, 447/1972, 17/1975, 143/1976, 318/1976, 
320/1977, 645/1977, 273/1978, der Kundmachung BGB1.Nr. 
597/1978 und der Bundesgesetze BGB1.Nr.318/1979, 289/1980, 
620/1981, 111/1982, 546/1982, 570/1982, 587/1983 und 
266/1984 wird wie folgt geändert: 

Artikel I 

1. § 28 lautet: 
"(1) Einheitswerte für Grundbesitz, dessen Erhaltung 
wegen seiner geschichtlichen, künstlerischen oder 

sonstigen kulturellen Bedeutung im öffentlichen Interesse 
liegt (Denkmale), sind mit 20 v.H. des an sich maß­
gebenden Wertes festzustellen, wenn die im Interesse 

der Denkmalpflege des Bewertungsgegenstandes aufge­
wendeten, durchschnittlichen Erhaltungskosten die er­
zielten Einnahmen und sonstigen Vorteile übersteigen. 
Hiebei sind Aufwendungen für Großreparaturen auf 
25 Jahre zu verteilen. 

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten nicht für 
Denkmale, deren Erhaltuqgswürdigkeit sich lediglich 
aus dem Zusammenhang mit anderen Objekten ergibt." 
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2. § 53 Abs. 3 zweiter Satz und der angefügte dritte 

Satz lauten: 
"Umbauter Raum ist der auf mindestens drei Seiten von 
Wänden umschlossene, überdeckte, nutzbare Raum zuzüg­
lich des Raumes, den die Umwandung und die über­
deckung einnehmen. Als Höhe gilt der mittlere Abstand 
der Fußbodenoberfläche von der Deckenoberfläche oder 
der Fußbodenoberfläche des darüberliegenden Geschoßes 
oder der Dachaußenfläche." 

3. § 53 Abs. 4 lautet: 

" (4) B::! ; 0 f f e n e n H a 1 , e n. Übe r d ach u n gen, F' u 9 d ä c her nun d 
Parkdecks, das sind von höchstens zwei Seiten durch 
Wände umschlossene Räume, ist der Gebäudewert aus 
dem Neuherstellungswert abzuleiten, der sich nach der 
Bauweise bei Unterstellung von Durchschnittspreisen 
je Quadratmeter der überdachten Fläche ergibt." 

4. § 53 Abs. 6 lautet: 
"(6) Bei der Ermittlung des Gebäudewertes ist der 
Neuherstellungswert (Abs.3 bis 5) entsprechend dem 
Alter der Gebäude oder der Gebäudeteile im Haupt­
feststellungszeitpunkt durch einen Abschlag für 
technische Abnützung zu ermäßigen. Als Alter des Ge­
bäudes oder des Gebäudeteiles gilt der Zeitraum vom 
Beginn des Kalenderjahres, in dem das Gebäude oder 
der Gebäudeteil benützungsfertig wurde, bis zum 
Hauptfeststellungszeitpunkt. Benützungsfertig ist ein 
Gebäude oder Gebäudeteil mit jenem Tag, mit dem die 
Behörde die Benützung für zulässig erklärt hat. Als 
benützungsfertig im Sinne dieses Gesetzes gilt ein 
Gebäude oder Gebäudeteil auch mit der ersten tatsäch-
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lichen Benützung oder Vermietung. Der Abschlag be­
trägt jährlich 

a) allgemein 
für die ersten 10 Jahre 
für die weiteren Jahre 

b) bei Gebäuden, die der gewerblichen 
Beherbergung dienen 

c) bei Gebäuden der Bauklassen 02. und 
13. der Anlage 

d) bei Gebäuden in leichter oder 
behelfsmäßiger Bauweise 

1,5 v.H. 
1,0 v.H. 

2,0 v.H. 

2,5 v.H. 

4,0 v.H. 

des Neuherstellungswertes. Bei noch benützbaren Ge­
bäuden oder Gebäudeteilen darf der Abschlag in den 
Fällen gemäß lit.a und b nicht mehr als 70 v.H., in 
den Fällen gemäß lit.c und d nicht mehr als 80 v.H. 
betragen. 

Bei aus wirtschaftlichen Gründen voraussichtlich 
nicht nur vorübergehend unbenützten Gebäuden eines 
ansonsten als Geschäftsgrundstück zu bewertenden 
Grundstückes, ist ein Gebäudewert solange nicht anzu­
setzen, als eine Benützung nicht erfolgt. 1I 

5. § 53 Abs. 7 lautet: 
11(7) Bei der Ermittlung des Einheitswertes ist die 

gemäß Abs. 2 bis 6 ermittelte Summe aus dem Bodenwert 
und aus dem Gebäudewert allgemein um 30 v.H. zu 
kürzen. Die Kürzung darf sich jedoch hinsichtlich des 
Bodenwertes nur auf eine Fläche bis zum Zehnfachen, 
bei Geschäftsgrundstücken, auf denen sich ein Fabriksbe­
trieb befindet, bis zum Zwanzigfachen der bebauten 
Fläche erstrecken; 

143/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)6 von 77

www.parlament.gv.at



- 6 -

abweichend hievon beträgt der Hundertsatz 

a) bei Mietwohngrundstücken und gemischtgenutzten 
Grundstücken zur Berücksichtigung der unter­
schiedlichen Ertragsfähigkeit, soweit nicht alle 
Wohnungen über ein Klosett und eine Badegelegen­
heit (Baderaum, Badenische oder Duschraum, 
Duschnische) im Inneren verfügen, entsprechend 
dem Anteil der nutzbaren Fläche dieser Wohnungen 
an der gesamten nutzbaren Fläche (Abs.5), bei 

einem Anteil von 

25.v.H. bis 50 v • H. 

mehr als 50 v . H. bis 75 v • H. 

und mehr als 75 v . H • 

b) bei Einfamilienhäusern und 

sonstigen bebauten Grundstücken 

gemäß § 33 Abs.2 

c) bei Burgen und Klöstern, soweit nicht 
nach lit.a eine höhere Kürzung vor­

zunehmen ist 

6. § 53 Abs. 8 lautet: 

40 v.H., 
50 v.H., 
60 v.H., 

35 v.H., 

50 v.H. 1I 

11(8) übersteigt die bebaute Fläche einer wirtschaft­
lichen Einheit das Ausmaß von 2 000 m2

, so ist der 
gemäß Abs. 2 bis 7 ermittelte Wert bei einer bebauten 

Fläche von 

mehr als 2 000 m2 bis 5 000 m<! um 4 v . H. , 

mehr als 5 000 m2 bis 10 000 m2 um 7 v • H . , 

mehr als 10 000 m2 bis 20 000 m2 um 10 v • H • , 

mehr als 20 000 m2 bis 50 000 m2 um 1 5 v. H • , 

mehr als ·50 000 m2 bis 100 000 m2 um 20 v.H. und 

mehr als 100 000 m2 um 25 v . H . 

zu kürzen. 1I 
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7. § 62 lautet: 

II§ 62 N ich t zum B e tri e b s ver m ö gen 

geh ö r i 9 e W r t s c h a f t s g ü t e r 

(1) Zum Betriebsvermögen gehören nicht 

1. die Wirtschaftsgüter, die nach den Vorschriften des 
Vermögensteuergesetzes oder anderer Gesetze von der 
Vermögensteuer befreit sind; 

2. Wirtschaftsgüter, die nach § 69 Abs. 1 Z. 4 nicht zum 
sonstigen Vermögen gehören; 

3. Wirtschaftsgüter und Rechte an Wirtschaftsgütern, soweit 
sie dazu dienen, Umweltbelastungen zu verhindern, zu 
beseitigen oder zu verringern, die durch den eigenen 
Betrieb verursacht werden oder diesen beeinträchtigen, 
und deren Anschaffung oder Herstellung gesetzlich vor­
geschrieben oder im öffentlichen Interesse erforderlich 
war; 

4. Pflichtnotstandsreserven nach dem Erdöl-Bevorratungs­
und Meldegesetz 1982, BGB1.Nr.546; 

5. Wirtschaftsgüter, soweit sie nicht unter Z. 4 fallen 
und für die Haltung von Pflichtnotstandsreserven nach 
dem Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz 1982 zu dienen 
bestimmt sind; 

6~ Wirtschaftsgüter, die ausschließlich und unmittelbar 
der Entwicklung oder Verbesserung volkswirtschaftlich 
wertvoller Erfindungen dienen, wenn der volkswirt­
schaftliche Wert der betreffenden Erfindung durch eine 
Bescheinigung des Bundesministers für Handel, Gewerbe 
und Industrie nachgewiesen wird. 
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(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 Z. 3 bis 6 sind nicht 
auf Wirtschaftsgüter anzuwenden, die Grundbesitz dar-

stellen. 

(3) Die Bestimmungen des Abs. 1 Z. 4 und 5 sind nur 
anzuwenden, wenn der Bundesminister für Handel. Gewerbe 
und Industrie bescheinigt, daß es sich um Pflichtnot­
standsreserven im Sinne des Erdöl-Bevorratungs- und 
Meldegesetzes 1982 handelt. 1I 

8. § 70 Z. 10 lautet: 
1110. Wirtschaftsgüter, die gemäß § 62 Abs. 1 Z. 3 bis 6 

als nicht zum Betriebsvermögen gehörend bezeichnet 

sind. 1I 

143/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 9 von 77

www.parlament.gv.at



- s -

9. Die Anlage zu § 53a lautet: 

" A N LAG E 

( zu § 53a ) 

Teil 1 

Bauklasseneinteilung und Durchschnittspreise je Kubikmeter 

umbauten Raumes oder je Quadratmeter nutzbarer oder über­

dachter Fläche. 

Die in Klammern gesetzten Ziffern 1 bis 4 entsprechen 

den Ausführungskategorien des Teiles 2 der Anlage. 

01. Burogebäude, Wohngebäude, Laboratorien und andere, nicht 

unmittelbar der Fabrikation oder Lagerzwecken dienende 

Gebäude, die Teile eines Geschäftsgrundstückes sind, auf 

dem sich ein Fabriksbetrieb befindet. 

01.1 Holz- und Fachwerkgebäude ( z • B • Baracken) 

01.11 ( 1 ) · ............................... 
01.12 (2 ) · . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
01.13 (3) · ............................... 
01.14 (4) · ............................... 

01.2 Gebäude in Stahl leichtbauweise 

01.21 (1) 

01.22 (2) 

01.23 (3) 

01.24 (4) 

S/m3 

300 

450 

600 

750 

·320 

560 

800 

1.040 

01.3 Gebäude in Massivbauweise, Stahlskelett- oder 

Stahlbetonskelettbauweise 

01.31 (1) 

01.32 (2) 

01.33 (3) 

01.34 (4) 

· .............................. . 
· .............................. . 
· .............................. . 
· .............................. . 

400 

700 

1.000 

1.300 
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02. Fabrikationsgebäude, Werkstättengebäude, Lagergebäude, 

Kühlhäuser u.ä. 

Als Hallen im Sinne der Bauklassen 02.4, 02.5 und 02.6 

gelten Gebäude oder Gebäudeteile mit einer Höhe ( Geschoß­

höhe ) über 6 m. 

Bei den Wertansätzen ist eine einfache Ausführung und eine 

Tragfähigkeit der Decken bis 1.000 kg/m2 unterstellt. 

02.10 Holz-, Fachwerk-, Wellblech-, 

Welleternitgebäude u.ä., soweit 

sie nicht unter 02.4 fallen •.....•.•••.•• 

02.20 Gebäude in Stahlleichtbauweise, soweit 

sie nicht unter 02.5 fallen •.••....•...•• 

02.3 Gebäude in Massivbauweise, Stahlskelett­

oder Stahlbetonskelettbauweise, soweit 

sie nicht unter 02.6 fallen 

S/m3 

250 

300 

02.30 ohne Raumaufteilung ..•..••••••..•. 420 

02.31 mit Raumaufteilung ....•..•...•.••• 440 

02.4 Hallen in Holzbauweise ( Wände Holz, 

Wellblech, Welleternit u.ä. ) 

02.40 bis 8 m Höhe · . · ...................... 
02.41 bis 10 m Höhe · . · ..................... 
02.42 bis 12 m Höhe · . · .................... 
02.43 über 12 m Höhe · ....................... 

02.5 Hallen in Stahlleichtbauweise 

02.50 bis 8 m Höhe · ....................... 
02.51 bis 10 m Höhe ................................. 
02.52 bis 12 m Höhe · ........................... 
02.53 bis 15 m Höhe tI .......................... 

02.54 bis 20 m Höhe · ............................ 
02.55 über 20 m Höhe ........................... 

150 

135 

120 

105 

200 

190 

180 

170 

160 

150 
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02.6 Hallen in Massivbauweise, Stahlskelett- oder 

Stahlbetonskelettbauweise S/m3 

02.60 

02.61 

02.62 

02.63 

02.64 

02.65 

bis 8 m Höhe 

bis 10 m Höhe 

bis 12 m Höhe 

bis 15 m Höhe 

bis 20 m Höhe 

bis 25 m Höhe 

02.66 bis 30 m Höhe 

02.67 bis 40 m Höhe 

02.68 bis SO m Höhe 

02.69 über SO m Höhe 

· .................... . 
· .................... . 
· .................... . 
· .................... . 
· .................... . 
· .................... . 
· .................... . 
· . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
· . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
· . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

260 

250 

240 

230 

215 

200 

185 

165 

145 

125 

02.7 Die Durchschnittspreise der Bauklasse 02. sind zu 

a) erhöhen 

02.70 bei Sheddächern um •....••••..••.••• 

02.71 bei Vorhandensein von Decken mit 

einer Tragfähigkeit von 

10 v.H. 

über 1.000 kg/m2 um ..•.•••.•..•. 5 bis 20 v.H. 

02.72 bei vorhandener Wärmedämmung um 10 v.H. 

02.73 bei besserer Ausführung (ins-

besondere der Fußböden, Fenster, 

Türen, bei Vorhandensein von 

Wandfliesen u.ä. ) um •..••..•... 5 bis 20 v.H. 

02.74 bei als Teil des Grundstückes 

zu betrachtenden Zentral-

heizungen um •••.••••••.•••..•••. 2 bis 6 v.H. 

02.75 bei vorhandenem Personen-

aufzug um ........................ . 

b) ermäßigen 

02.76 

02.77 

bei fehlender Decke um 

bei fehlendem Fußboden 

. . . . . . . . . . . . 
um .•••••.•. 

5 v.H. 

15 v.H . 

5 v.H. 
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03. Hotels, Pensionsbetriebe, Gasthöfe, Restaurants, 

Kur- und Erholungsheime u.ä. 

03.11 (1) 

03.12 (2) 

03.13 (3) 

03.14 (4) 

· ............................ . 
· ............................ . 
· ............................ . 
· ............................ . 

04. Bank-, Versicherungs-, Geschäfts-, Büro- und 

Verwaltungsgebäude, Laboratorien, Schulen u.ä. 

04.11 (1) 

04.12 (2) 

04.13 (3) 

04.14 (4) 

· ............................ . 
· . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
· . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
· ............................ . 

05. Warenhäuser, Kaufhäuser, Markt-, Messe- und 

Sporthallen, Kioske u.ä. 

05.1 Holz- und Fachwerkgebäude 

05.11 ( 1 ) · . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
05.12 (2) · ............................. 
05.13 (3) · ............ ............... . . 
05.14 (4) · ............................. 

05.2 Gebäude in Stahlleichtbauweise 

05.21 (1) 

05.22 (2) 

05.23 (3) 

05.24 (4) 

· ............................ . 
· ............................ . 
· . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
· . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

05.3 Gebäude in Massivbauweise, Stahlskelett­

oder Stahlbetonskelettbauweise 

05.31 (1) 

05.32 (2) 

05.33 (3) 

05.34 (4) 

· ............................ . 
· ............................ . 
· ............................ . 
· ............................ . 

S/m3 

500 

950 

1.400 

1. 850 

500 

900 

1. 300 

1.700 

300 

430 

560 

690 

320 

580 

840 

1.100 

400 

750 

1.100 

1.450 
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05.4 Hallen, das sind Gebäude oder Gebäudeteile 

mit einer Höhe ( Geschoßhöhe ) über 6 m. 

Bei den Wertansätzen ist eine einfache Aus­

führu~g und eine Tragfähigkeit der Decken 

bis 1.000 kg/m2 unterstellt. 

05.40 Holz- und Fachwerkgebäude 

ohne feste Einbauten 

05.41 wie 05.40, jedoch 

mit festen Einbauten 

· ............ . 

05.42 Gebäude in Stahlleichtbauweise 

ohne feste Einbauten 

05.43 wie 05.42, jedoch 

mit festen Einbauten 

· . . . . . . . . . . . . . 

· ............ . 
05.44 Gebäude in Massivbauweise, Stahl­

skelett- oder Stahlbetonskelett-

bauweise 

ohne feste Einbauten 

05.45 wie 05.44, jedoch 

mit festen Einbauten 

S/m3 

190 

240 

250 

300 

330 

400 

05.5 Die Durchschnittspreise der Bauklasse 05.4 sind zu 

a) erhöhen 

05.50 bei Sheddächern um .....••.•..•.•.. 

05.51 bei Vorhandensein von Decken mit 

einer Tragfähigkeit von 

10 v.H. 

über 1.000 kg/m2 um ••••••.••..•• 5 bis 20 v.H. 

05.52' bei vorhandener Wärmedämmung um .•• 10 v.H. 

05.53 bei besserer Ausführung ( ins-

besondere der Fußböden, Fenster, 

Türen, bei Vorhandensein von 

Wandfliesen u.ä. ) um .•••••••••• 5 bis 20 v.H. 

05.54 bei als Teil des Grundstückes 

zu betrachtenden Zentral-

heizungen um •..•••••.•..••.•.•.• 2 bis 6 v.H. 

05.55 bei vorhandenem Personenaufzug 

um ..•.••••••.•••••••••••••••••.••. 5 v.H. 
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06. 

07. 

08. 

09. 

10. 

14 

b) ermäßigen 

05.56 

05.57 

bei 

bei 

fehlender 

fehlendem 

Decke um 

Fußboden 

Theater, Lichtspiel-, 

Kongreßhäuser 

Konzert- und 

06.11 

06.12 

06.13 

06.14 

( 1 ) 

(2) 

(3) 

(4) 

. . . . . 

. . . . 
Krankenhäuser und Sanatorien 

07.11 

07.12 

07.13 

07.14 

Tankstellen 

08.11 

08.12 

08.13 

08.14 

Hallenbäder 

( 1 ) 

(2 ) 

(3) 

(4) 

( 1 ) 

(2 ) 

(3) 

(4) 

... 

... 

. . 

. .. 

um 

. . . 
.. 

....... 

. .... 09.11 

09.12 

09.13 

09.14 

( 1 ) 

(2) 

(3) 

(4) 

. . . . . . . . . . . . ....... 
. . . . . . 

. . . . . . 
Einfamilienhäuser und einfamilienhausartige 

Gebäude 

10.11 

10.12 

10.13 

10.14 

( 1 ) 

(2) 

(3) 

(4) 

15 

5 

v.H. 
v • H. 

51m3 

400 

700 

1.000 

1.300 

500 

950 

1.400 

1.850 

350 

650 

950 

1.250 

600 

800 

1. 000 

1.200 

400 

800 

1.200 

1.600 

143/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 15 von 77

www.parlament.gv.at



- 15 -

Nebengebäude der Gebäude der Bauklassen 03. 

bis 10. ( Garagen, Wirtschaftsgebäude, Wasch­

küchen, Werkstätten, Geräteschuppen u.ä. ) 

11.11 (1) 

11.12 (2) 

11.13 (3) 

11.14 (4) 

· ........................... . 
· ........................... . 
· ........................... . 
· ........................... . 

1 2 • Bur gen und K 1 ö s t er, die bis z u.m J a h r 1 800 

errichtet wurden 

S/m3 

300 

450 

700 

1.000 

12.11 (1) ............................. 250 

12.12 (2) ............................. 400 

12. 13 (3) •••••.•.••.•..•...•.•.•....•• 550 

12.14 (4) .......................•..... 700 

13. Offene Hallen, Überdachungen, 

Flugdächer 

13.1 ohne eigene Stützen 

13.10 bis 3 mauskragend 

13.11 über 3 mauskragend 

13.2 mit eigenen Stützen 

13.20 in Holzkonstruktion 

· ........... . 
· ........... . 

· ........... . 
13.21 in massiver Konstruktion ....... . 

S/m 2 

300 

450 

450 

650 
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1~.3 Durchschnit~spreise für Fußböden 

und Drnwandungen 

13.30 Fußböden, soweit diese nicht 

als Weg- oder Platz befestigungen 

im Sinna des § 51 Abs. 1 anzu-
sehen sind, sind mit ••••...••.... 100 bis 200 

anzusetzen. 

13.31 Umwandungen sind mit .•.•••..•••.. 50 bis 250 

anzusetzen. 

14. Keller und Kellergeschoße von Gebäuden 

der Bauklassen 01. bis 13. und 16. 

14.11 ( 1 ) · .............................. 
14. 12 (2 ) · . •••••••••••••••••• c;. ••••••• . . . 
14. 13 ( 3 ) · .............................. 
14.14 (4) · .............................. 

15. Mietwohngrundstücke und gemischtgenutzte 

Grundstücke 

15.1 Hauptgebäude 

15.11 (1) 

15.12 (2) 

15.13 (3) 

15.14 (4) 

· ............................. . 
· ............................. . 
· ............................. . 
· . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

15.2 Nebengebäude ( Garagen, Werkstätten u.ä. ) 

15.21 ( 1 ) · .............................. 
15.22 (2 ) · ........................ . . . . . . 
15.23 (3) · .............................. 
15.24 (4) · .............................. 

S/m3 

300 

450 

700 

1. 000 

S/m2 

1.400 

2.800 

4.200 

5.600 

900 

1.400 

2.200 

3.000 
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16. Garagen, soweit sie nicht unter 11. oder 15. 

fallen 

16.1 Parkhäuser ( mehrgeschoßig ) und 

Tiefgaragen 

· ............................ . 
· ............................ . 
· ............................ . 

S/m3 

350 

500 

800 

16.11 (1) 

16.12 (2) 

16.13 (3) 

16.14 (4) · ............................ . 1.150 

16.2 Sonstige Garagen 

16.21 (1) 

16.22 (2) 

16.23 (3) 

16.24 (4) 

· . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
· ............................ . 
· . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
· ............................ . 

270 

400 

650 

900 

S/m2 

16.30 Parkdecks ...•.•••..••.••••••.• je Geschoß 1.300 

17. Ist innerhalb der Bauklassen 01., 03., 04., 05.1 

bis 05.3, 06. bis 12. und 14. bis 16. eine ein­

deutige Einstufung nicht möglich, so ist ein ent­

sprechender Zwischenwert anzunehmen. 

18. In obigen Bauklassen nicht enthaltene Gebäude 

oder Gebäudeteile sind nach jener Bauklasse zu 

bewerten, die am ehesten ihrer Bauweise und Aus­

stattung entspricht. 

19. Die Durchschnittspreise sind zu erhöhen 

(dies gilt nicht für die Bauklassen 02., 05.4 

und 13. ) 

19.10 bei besonders aufwendiger Ausführung, 

insbesondere bei überdurchschnitt~icher 

Verwendung hochwertiger Materialien 

( Naturstein, Schmiedeeisen, Edel-

hölzer u.ä. ) um ••••.•••••..•••. 5 bis 15 v.H. 
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19.20 bei Vorhandensein von Anlagen, die in 

den Durchschnittspreisen nicht berück­

sichtigt sind (offener Kamin, Sauna, 

Alarmanlagen, Dachrinnenheizung u.ä.) 

um .....•....................... 2 bis 8 v. H . 

19.30 bei Gebäuden mit mehr als acht Voll­

geschoBen über der Geländeoberfläche 
· . , um Jewe1.LS ••••••••••••••••••••••••• 

pro weiterem Vollgeschoß; der Zu­

schlag ist auf die Durchschnittspreise 

aller Geschoße ( einschließlich der 

Kellergeschoße ) anzuwenden~ 

1 v. H. 
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Artikel 11 

1. Art. I Z. 1 bis 6 und 9 sind erstmalig bei der Haupt­
feststellung der Einheitswerte des Grundvermögens und 
der Betriebsgrundstücke gemäß § 60 Abs. 1 Z. 1 des Bewertungs­
gesetzes 1955 zum 1. Jänner 1986 anzuwenden. 

2. Art. I Z. 7 ist erstmalig auf nach dem 31. Dezember 1985 
liegende Feststellungszeitpunkte anzuwenden. 

3. Art. I Z. 8 ist erstmalig auf nach dem 31. Dezember 1985 
liegende Veranlagungszeitpunkte anzuwenden. 

l 
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ABSCHNITT 111 

Grundsteuergesetz 1955 

Das Grundsteuergesetz 1955, BGB1.Nr.149, in der Fassung 
der Bundesgesetze BGB1.Nr.146/1963, 327/1963, 182/1965, 
406/1974, 320/1977, 556/1979 und 570/1982 wird wie folgt 
geändert~ 

Artikel I 

1. In der Litera b im § 2 Z. 7 wird der Strichpunkt 
durch einen Punkt ersetzt und folgender Satz ange­
fügt: 

"Bei Vorliegen der übrigen Befreiungsvoraussetzungen 
ist der Grundbesitz von der Entrichtung der Grund­
steuer ab dem 1. Jänner jenes Kalenderjahres befreit, 
das der Anerkennung, daß der Benutzungszweck im 
öffentlichen Interesse liegt, folgt;" 

2. Der erste Halbsatz im § 3 Abs. 1 lautet: 
"(1) Grundbesitz, der Wohnzwecken dient, ist nicht 
als für einen der nach § 2 begünstigten Zwecke benutzt 
anzusehen;" 

3. In der Litera b im § 3 AbS. 1 Z. 4 wird der Strichpunkt 
durch einen Punkt ersetzt und folgender Satz ange­
fügt: 

"§ 2 Z. 7 lit.b letzter Satz gilt sinngemäß;1I 

4. § 4 Abs. 4 lautet: 

"(4) Bei Werkstätten und ähnl ichen Einrichtungen in 
Strafvollzugsanstalten, Arbeitshäusern, Erziehungs­
anstalten, Blinden- und Behindertenheimen und anderen 
derartigen Anstalten, die unter § 2 fallen, ist eine 
unmittelbare Benutzung für steuerbegünstigte Zwecke 
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anzunehmen, wenn die Beschäftigung der Anstaltsin­
sassen in den Werkstätten usw. zur Erfüllung des 
Anstaltszweckes (zum Beispiel aus Gründen der 
Besserung, der Erziehung oder der Gesundung) un­
erläßlich ist." 

5. § 12 lautet: 
II§ 12. Maßgebender Wert 

Besteuerungsgrundlage ist der für den Veranlagungs­
zeitpunkt maßgebende Einheitswert des Steuergegen­
standes. 1I 

6. Dem § 20 ist folgender Absatz 4 anzufügen: 
11(4) Abweichend von den Bestimmungen der Absätze 
bis 3 ist die im Anschluß an die Hauptfeststellung 
der Einheitswerte des Grundvermögens und der Betriebs­
grundstücke im Sinne des § 60 Abs. 1 Z. 1 des Be­
wertungsgesetzes 1955 zum 1. Jänner 1986 durchzuführende 
Hauptveranlagung der Steuermeßbeträge erst zum 1. Jänner 
1989 vorzunehmen. Dieser Hauptveranlagung sind die Ein­
heitswerte zugrundezulegen, die für den Wirksamkeits­
zeitpunkt dieser Hauptfeststellung (1. Jänner 1989) 
maßgebend sind. Entsprechendes gilt für die anderen in 
diesen Einheitswertbescheiden getroffenen Feststellungen. 
Für vor dem 1. Jänner 1989 liegende Zeitpunkte gelten 
die bisherigen Veranlagungen der Steuermeßbeträge, so-
weit nicht die Voraussetzungen für die Durchführung von 
Fortschreibungs- oder Nachveranlagungen zum 1. Jänner 1986, 
1. Jänner 1987 und 1. Jänner 1988 gemäß §§ 21 und 22 
des Grundsteuergesetzes 1955 gegeben sind. Diesen Fort­
schreibungen oder Nachveranlagungen sind die gemäß Art.II 
Abs. 1 des Abgabenänderungsgesetzes 1982 erhöhten Ein­
~p~tswerte zugrundezulegen. 1I 
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7. § 29 lautet: 
"§ 29 Fälligkeit 

(1) Die Grundsteuer wird am 15. Februar, 15. Mai, 
15. August und 15. November zu je einem Viertel 
ihres Jahresbetrages fällig. 

(2) Wird der JahreSbetrag im Laufe eines Kalender­
jahres durch neue Steuerbescheide geändert, so 
bleiben bereits fällig gewordene VierteljahreSbe-
träge unverändert. Dies giltauch für den innerhalb 
eines Monates ab Bekanntgabe eines Bescheides über 
die Erhöhung des Jahresbetrages fällig werdenden 
Vierteljahresbetrag sowie für den am 15. August 
fällig werdenden Vierteljahresbetrag, sofern die 
Bekanntgabe des Bescheides über die Erhöhung des 
Jahresbetrages nicht spätestens am 8. Juli erfolgt. 
Der Unterschiedsbetrag ist anläßlich der der Änderung 
nächstfolgenden Vierteljahresfälligkeit (Abs.1), 
in den Fällen des zweiten Satzes anläßlich der der 
Änderung zweitfolgenden Vierteljahresfälligkeit 
auszugleichen. Unterschiedsbetrag ist die Differenz 
zwischen einem Viertel des im laufenden Kalenderjahr 
bis zur Änderung gültig gewesenen Jahresbetrages und 
einem Viertel des neu festgesetzten Jahresbetrages, 
vervielfacht mit der Zahl der von der Änderung nicht 
berührten Vierteljahresbeträge. Bei einer Erhöhung 
des Jahresbetrages nach dem 15. Oktober des laufenden 
Jahres ist der Unterschiedsbetrag innerhalb eines 
Monates nach Bekanntgabe des diesbezüglichen Bescheides 
zu entrichten. Bei einer Herabsetzung des Jahresbe­
trages nach dem 15. November des laufenden Jahres ist 
der Unterschiedsbetrag gutzuschreiben. 
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(3) Abweichend vom Abs. 1 wird die Grundsteuer am 
15. Mai mit ihrem Jahresbetrag fällig, wenn dieser 
400 Schilling nicht übersteigt. 

1. Wird der im ersten Satz genannte Jahresbetrag im 
Laufe des Kalenderjahres erhöht und erfolgt die 
Bekanntgabe des abändernden Bescheides vor dem 
15. Mai, so wird der ursprünglich festgesetzte 
Jahresbetrag am 15. Mai fällig. Hinsichtlich des 
sich ergebenden Unterschiedsbetrages und der 
nach diesem Zeitpunkt liegenden Vierteljahres­
fälligkeit finden die Bestimmungen des Abs. 2 
sinngemäß Anwendung. Dies gilt auch, wenn die 
Bekanntgabe des abändernden Bescheides nach dem 
15. Mai erfolgt. 

2. Wird im Laufe des Kalenderjahres der Jahresbetrag 
auf einen 400 Schilling nicht übersteigenden Be­
trag herabgesetzt und erfolgt die Bekanntgabe vor 
dem 15. Mai, ist der neue Jahresbetrag unter An­
rechnung der allfälligen ersten Vierteljahres­
fälligkeit am 15. Mai fällig bzw. gutzuschreiben. 
Erfolgt die Bekanntgabe der Herabsetzung nach 
dem 15. Mai, so finden die Bestimmungen des Abs.2 
sinngemäß Anwendung. 

(4) Wird durch den neuen Bescheid auch die Jahres­
steuerschuld für abgelaufene Kalenderjahre geändert, 
so ist eine sich daraus ergebende Nachzahlung inner­
halb eines Monates nach Bekanntgabe des Steuerbe­
scheides zu entrichten." 
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8. § 30 lautet: 
"§ 30 Vorauszahlungen, Abrechnung über die Voraus­

zahlungen und Nachentrichtung der Steuer 

(1) Der Steuerschuldner hat nach Ablauf des Wirksam­
keitszeitraumes einer Hauptveranlagung der Grund­
steuermeßbeträge (§ 20 Abs. 3 und 4) bis zur Bekannt­
gabe eines neuen Steuerbescheides zu den Fälligkeits­
zeitpunkten gemäß § 29 Abs. 1 oder 3 Vorauszahlungen 
unter Zugrundelegung des zuletzt festgesetzten Jahres­
betrages zu entrichten. 

(2) Auf Unterschiedsbeträge für das laufende Jahr und 
Nachzahlungen für abgelaufene Jahre, die sich nach Be­
kanntgabe des Steuerbescheides durch Anrechnung der bis 
dahin zu entrichtenden Vorauszahlungen (Abs. 1) er­
geben, finden die Bestimmungen des § 29 Abs. 2 bis 4 
sinngemäß Anwendung. Dies gilt auch für den Fall, 
daß der Steuerpflichtige bis zur Bekanntgabe des Steuer­
bescheides keine Vorauszahlungen zu entrichten hatte. 

(3) Wird der Hebesatz (§ 27) in jenem Kalenderjahr, in 
dem die im Anschluß an die Hauptfeststellung der Ein­
heitswerte festzusetzenden Grundsteuermeßbeträge ge-
mäß § 20 Abs. 3 und 4 wirksam werden, um mehr als 
10 v.H. des zuletzt festgesetzten Hebesatzes geändert, 
so kann der Vorauszahlungsbetrag unter Zugrundelegung 
des zuletzt gültigen Grundsteuermeßbetrages und des 
geänderten Hebesatzes festgesetzt werden. Der festge­
setzte Vorauszahlungsbetrag gilt auch für die folgenden 
Kalenderjahre bis zur Bekanntgabe des neuen Steuerbe­
scheides." 
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Artikel 11 

(1) Die Bestimmungen des Art. I Z.1 bis 3 und 6 sind erst­
malig auf Feststellungs- und Veranlagungszeitpunkte 
oder Vorgänge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1985 

liegen oder eintreten. 

(2) Die Bestimmungen des Art. I Z.7 und 8 sind erstmalig 
auf Feststellungs- und Veranlagungszeitpunkte oder 
Vorgänge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1988 

liegen oder eintreten. 
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ABSCHNITT IV 

Vermögensteuergesetz 1954 

Artikel I 

Das Vermögensteuergesetz 1954, BGB1.Nr.192 in der Fassung 
der Bundesgesetze BGB1.Nr.33/1957, 194/1961,83/1963, 
44/1968,302/1968, 278/1969,448/1972,665/1976,645/1977, 
der Kundmachung BGBl .Nr.118/1978 und der Bundesgesetze 
BGB1.Nr.563/1980, 111/1982 und 570/1982 wird wie folgt 
geändert: 

§ 3 Abs. 1 Z. 3 lautet: 
113. a) Unternehmen, die der öffentlichen Versorgung mit 

Elektrizität, Gas, Wasser oder Wärme oder dem 
öffentlichen Verkehr dienen, wenn die Anteile an 
ihnen unmittelbar oder mittelbar ausschließlich 
Gebietskörperschaften gehören und die Erträge 
ausschließlich diesen Körperschaften zufließen, 
hinsichtlich des den genannten Zwecken dienenden 
Teiles des Gesamtvermögens. Anderen Zwecken 
dienende Vermögensteile bleiben unberücksichtigt, 
soferne es sich hiebei um völlig untergeordnete 
Nebenzwecke handelt. 
Im Gesamtvermögen der im ersten Satz genannten 
Unternehmen enthaltene Beteiligungen an anderen 
Unternehmen der genannten Art zählen im Ausmaß der 
Steuerbefreiung dieser Unternehmen zum begünstigten 
Teil des Gesamtvermögens. 

b) Elektrizitätsversorgungsunternehmen im Sinne 
des § 1 Abs. 1 des Elektrizitätswirtschafts­
gesetzes, BGB1.Nr.260/1975, hinsichtlich des 
der Stromabgabe an Dritte dienenden Teiles des 
Vermögens, soferne die Anlagen im Sinne der 
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Bestimmungen des Energieförderungsgesetzes 1979 
energiewirtschaftlich zweckmäßig sind." 

Artikel II 

Artikel I ist erstmals auf Veranlagungszeitpunkte, 
die nach dem 31. Dezember 1985 liegen, anzuwenden. 

• 
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Vorblatt 
zu Abschnitt I 

Problem: 

Die auf Grund der geltenden Rechtslage zum 1.Jänner 1985 
vorgesehene Hauptfeststellung der Einheitswerte des 
Grundvermögens soll erst zum 1.Jänner 1986 durchge­
führt und ab 1.Jänner 1989 wirksam werden. 

Z i e 1 : 

Weitgehende Durchführung der Hauptfeststellung mit 
Hilfe der EDV. Verbesserung der Anpassung steuerlicher 
Anknüpfungen an den Einheitswert. 

Lösung: 

Verschiebung des Hauptfeststellungszeitpunktes um 
ein Jahr verbunden mit einem um drei Jahre späteren 
Wirksamwerden. 

Kosten: 

Mit den vorgesehenen Maßnahmen sind keine erhöhten 
Personal- oder Sachkosten verbunden. 
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Vorblatt 

zu Abschnitt 11 

Problem: 
Die Durchführung von Hauptfeststellungen der Einheits-
werte des Grundbesitzes erfordert jeweils die Schaffung 
der gesetzlichen Grundlagen für die Bewertung. 
Darüberhinaus erscheint es erforderlich, einige Be­
stimmungen des Bewertungsgesetzes zu aktualisieren und 

zu verbessern. 
Die §§ 62 ünd 70 Z. 10 des Bewertungsgesetzes be--

stehen derzeit in der Fassung des Erdöl-Bevorratungs­
und Meldegesetzes 1982 und sollen in das Abgabengesetz 

"zurückgeführt" werden. 

Ziel: 
Feststellung aktueller Grundlagen (Einheitswerte) als 
Basis für zahlreiche einheitswertabhängige Abgaben und 

Beiträge. 

Lösung: 
Nove1lierung bzw. Neufassung der für die Hauptfest-
stellung der Einheitswerte des Grundbesitzes maßgebenden 

gesetzlichen Bestimmungen und Aktualisierung einiger 
weiterer Bestimmungen des Bewertungsgesetzes. 

Die §§ 62 und 70 Z. 10 des Bewertungsgesetzes werden 

als Bestimmungen des Bewertungsgesetzes gefaßt. 

Kosten: 
Es entstehen keine zusätzlichen Kosten. 
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Vorblatt 

zu Abschnitt IrI 

Problem: 
Aufgrund der geltenden Rechtslage wäre im Anschluß an 
die Hauptfeststellung der Einheitswerte des Grundver­
mögens zum 1.Jänner 1986 eine Hauptveranlagung der 
Steuermeßbeträge durchzuführen. Diese Hauptveranlagung 
soll jedoch erst ab dem 1.Jänner 1989 wirksam werden. 

Die derzeit geltenden Bestimmungen betreffend 
Fälligkeit, Vorauszahlungen und Abrechnung bei der 
Grundsteuer s-o 11 en der im übri gen Abgabenrecht berefts 
geltenden diesbezüglichen Rechtslage angeglichen werden. 

Z i e 1 : 

Vermeidung der Er1assung unzähliger Hauptveranlagungs­
bescheide ohne steuerliche Auswirkung für einen Zeit­
raum von 3 Jahren. 

Einführung einer einheitlichen Regelung hinsichtlich 
Entrichtung der Abgabenschuld nach Bekanntgabe eines die 
Abgabe ändernden Bescheides. 

Lösung: 
Die Hauptveranlagung der Steuermeßbeträge soll ausnahms­
weise erst zum Wirksamkeitszeitpunkt dieser Hauptfest­
stellung 1.Jänner 1989 durchgeführt werden. 

Novellierung der §§ 29 und 30. 

Kosten: 
Mit den vorgesehenen Maßnahmen sind keine erhöhten 
Personal- oder Sachkosten verbunden. 
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Vorblatt 

zu Abschnitt IV 

Problem: 

Derzeit besteht bei der Anwendung der Vermögensteuer­
befreiung für Versorgungs- und Verkehrsunternehmen 
eine nicht unerhebliche Rechtsunsicherheit hinsichtlich 
der auftretenden Abgrenzungsprobleme. 

Z i e 1 : 

Klarstellung des Ausmaßes der Befreiung bei Unternehmen, 
die nicht ausschließlich begünstigte "Versorgungs- oder 
VerkehrsaufgäbenIl erfüllen. ---
Klarstellung hinsichtlich Anwendbarkeit der Begünstigung 
bei nur mittelbarem Anteilseigentum der Gebietskörper-

schaften. 

Lösung: 

Novellierung der bestehenden Befreiungsbestimmung. 

Kosten: 

Aus den vorgesehenen Maßnahmen entstehen keine zu­

sätzlichen Kosten. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Gemäß § 20 Abs. 1 Z. 1 BewG hat für die wirtschaft­
lichen Einheiten des Grundvermögens in Zeitabständen von 
je neun Jahren eine Hauptfeststellung der Einheitswerte 
zu erfolgen. 

Die letzte diesbezügliche Hauptfeststellung fand zum 
1. Jänner 1973 mit Wirksamkeit 1. Jänner 1974 statt. 

Die nächste Hauptfeststellung hätte daher zum 
1. Jänner 1982 mit Wirksamkeit 1. Jänner 1983 erfolgen 
müssen. 

Mit Abgabenänderungsgesetz 1982, Abschnitt XII 
(BGB1 .Nr.570), wurde diese Hauptfeststellung auf den 
1. Jänner 1985 (Wirksamkeit 1. Jänner 1986) verschoben. 
Die Verschiebung um drei Jahre ergibt sich aus dem 'Um­
stand, daß in Dreijahresabständen Hauptveranlagungen der 
Vermögensteuer und Hauptfeststellungen der Einheitswerte 
des Betriebsvermögens durchzuführen sind, sodaß aus Gründen 
rationeller Verwaltung der Wirksamkeitsbeginn einer Haupt­
feststellung der Einheitswerte des Grundvermögens mit einem 
der obgenannten Zeitpunkte übereinzustimmen ist. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht nun eine weitere 
Verschiebung des Hauptfeststellungszeitpunktes um ein Jahr 
auf den 1. Jänner 1986 und des Wirksamkeitsbeginnes auf 
den 1. Jänner 1989 vor. Dies deshalb, weil mit der bevor­
stehenden Hauptfeststellung der Einheitswerte des Grund­
vermögens auch die letzte Phase der Automation abgeschlossen 
werden soll. Das ausnahmsweise um drei Jahre verschobene 
Wirksamwerden der Einheitswerte fällt wieder mit einer 
Hauptveranlagung der Vermögensteuer und einer Hauptfeststel­
lung der Einheitswerte des Betriebsvermögens zusammen. 
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Darüberhinaus ergibt sich aus dem für die Hauptfeststellung 
notwendigen Zeitbedarf in Verbindung mit der aus Ver­
waltungsvereinfachungsgründen zweckmäßigen späteren Er-
1assung der Bescheide die Möglichkeit für den Gesetz­
geber, die erforderlichen legislativen Beg1eitmaßnahmen 
auf dem Gebiete der einheitswertabhängigen Abgaben 
(vor allem Grundsteuer und Vermögensteuer) wesentlich 
genauer als dies bisher der Fall war, zu treffen. 

Die zu erwartenden Einheitswerterhöhungen sollen 
von gezielten Anpassungsmaßnahmen begleitet werden. 

Die Vorarbeiten zur Hauptfeststellung erwiesen sich 
als sehr zeitaufwendig und erforderten die Durchführung 
von einigen Tausend Probebewertungen in mehreren Durch­
gängen und unter verschiedenen Annahmen. Eine EDV-unter­
stützte Durchführung von Berechnungen wird erst im Zu­
sammenhang mit dieser Hauptfeststellung möglich sein. 

Die Durchführung einer Hauptfeststellung der Ein­
heitswerte des Grundvermögens und der entsprechenden 
Betriebsgrundstücke erscheint nun aus verschiedenen 
Gründen dringend geboten. Einer der wesentlichsten Gründe 
liegt darin, daß der Hauptfeststellung der Einheitswerte 
des Grundbesitzes die Wertverhältnisse vom Stichtag 
zugrundeliegen. Während Änderungen der tatsächlichen 
Verhältnisse innerhalb des Hauptfeststellungszeitraumes 
durch Fortschreibungen des Eiheitswertes Rechnung getragen 
werden kann, bleiben die Wertverhältnisse vom Hauptfest­
stellungszeitpunkt für den gesamten Hauptfeststellungs­
zeitraum maßgebend. Dies bewirkt u.a., daß für nach dem 
1. Jänner 1973 liegende Jahre bei der Gebäudewerter­
mittlung keine Absetzung für technische Abnützung be­
rücksichtigt werden kann. Hiedurch werden ältere 
Gebäude in den Relationen der Einheitswerte im Verhältnis 
zu nach dem 1. Jänner 1973 errichteten Gebäuden viel­
fach stark benachteiligt. Eine Nichtdurchführung der 
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Hauptfeststellung würde ferner dazu führen, daß sich die 
Einheitswerte im Verlauf des Hauptfeststellungszeitraumes 
immer weiter von den am Hauptfeststellungszeitpunkt ge­
gebenen Werten entfernen. Dieser Entwicklung kann kaum 
durch zwischenzeitige gesetzliche Einheitswerter-
höhungen Rechnung getragen werden, weil diese keine 
Berücksichtigung der mitunter sehr beträchtlichen 
unterschiedlichen Wertentwicklung der einzelnen Grund­
stücke zueinander ermöglichen. 

So haben sich seit der letzten Hauptfeststellung 
zum 1. Jänner 1973 die Bodenwerte regional z.T. sehr 
unterschiedlich entwickelt. Während die Bodenwerte 
an manchen Stadträndern auf das Vier- bis Fünffache 
angestiegen sind, betragen die Steigerungen in Krisen­
gebieten vielfach weniger als 100 v.H. Allgemein haben 
sich die Bodenwerte für neue Siedlungen den Preisen 
der bereits 1973 bestehenden benachbarten Siedlungen 
angeglichen. Ferner sind auch die Baukosten seit 1973 
erheblich angestiegen, sodaß auch diesbezüglich eine 
Aktualisierung der bewertungsgesetzlichen Neuherstellungs­
werte notwendig wird. 

Seit der Hauptfeststellung der Einheitswerte des 
Grundvermögens zum 1. Jänner 1973 sind verschiedene 
Änderungen in der Bautechnologie eingetreten und 
insbesondere auf dem industriellen Sektor neue Gebäude­
typen entstanden. Diesen Änderungen soll in der Anlage 
zu § 53a (Merkmalstabelle und Bauklassenkatalog) Rechnung 
getragen werden. 

Eine nicht unerhebliche Anzahl von Fabriksobjekten, 
die 1973 noch in Betrieb waren, mußten in der Zwischen­
zeit geschlossen werden. Auch in diesen Fällen ent­
spricht die Fortführung der alten, in der Zwischenzeit 
bereits mehrfach erhöhten Einheitswerte nicht mehr den 
nun gegebenen Wertverhältnissen. 

143/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)36 von 77

www.parlament.gv.at



- 36 -

Das Mietrechtsgesetz trat erst nach der letzten 
Hauptfeststellung in Kraft und konnte daher bisher 
nicht berücksichtigt werden. Mit vorliegendem Entwurf 
soll daher die Anpassung der Wertverhältnisse vor allem 
an das Mietrechtsgesetz erfolgen. 

Im Interesse einer möglichst gleichmäßigen Be­
wertung wurde die Gewährung erhöhter Abschläge für die 
Berücksichtigung unterschiedlicher Verhältnisse nunmehr 
bei den hiefür in Frage kommenden Grundstückshauptgruppen 
auf rein sachliche Kriterien der Ausstattung abgestellt, 
die indirekt auch einen Rückschluß auf die Ertragslage 
zulassen. Die vereinfachte österreichische Bewertungs­
methode bewirkt die Feststellung mäßiger Steuerwerte. 
Im Sinne dieser Zielrichtung erscheint auch nur eine 
vereinfachende, pauschale Berücksichtigung unter­
schiedlicher Verhältnisse vernünftig und überhaupt 
durchführbar. Schließlich bietet § 53 Abs. 9 darüber­
hinaus die Möglichkeit, einen etwa niedrigeren 
gemeinen Wert nachzuweisen. 

Die bei der Bewertung des Grundvermögens maßgebliche 
Sachwertmethode hat sich bewährt und soll daher unbedingt 
beibehalten werden. Sie stellt eine relativ einfach zu 
handhabende Bewertungsmethode dar, die keine komplizierte 
und kostenaufwendige Durchführung erfordert. Bei aller 
bisher z.T. nicht unberechtigt geäußerter Kritik soll 
am Einheitswert als mäßigen steuerlichen Wert, der 
die Grundlage für eine Reihe von Abgaben darstellt, 
festgehalten werden. 

Der vorliegende Gesetzentwurf geht daher davon aus, 
daß die im Rahmen der Bewertung des Grundvermögens 
maßgebenden Komponenten Boden- und Gebäudewert in ihren 
Relationen zueinander, aber auch im Verhältnis zu ihren 
Relationen bei der Hauptfeststellung der Einheitswerte 
des Grundvermögens zum 1. Jänner 1973 und zur tatsäch­
lichen Entwicklung der Grundstücks- und Baupreise aktuali­
siert werden sollen. 
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Die derzeit in der Fassung des Erdöl-Bevorratungs­
und Meldegesetzes 1982, BGB1.Nr. 546, in geltender 
Fassung bestehende Regelung der §§ 62 und 70 Z. 10 des 
Bewertungsgesetzes soll formen wieder in das Abgaben­
recht übernommen werden. 

Im Grundsteuerrecht erfordert die Hauptfeststellung 
der Einheitswerte des Grundvermögens zum 1. Jänner 1986 
entsprechende gesetzliche Maßnahmen. Gleichzeitig sollen 
einige weitere Bestimmungen aktualisiert werden. 

Im Bereich der Vermögensteuer soll die derzeit be­
stehende Rechtsunsicherheit bei der Vermögensteuerbe­
freiung für Versorgungs- und Verkehrsunternehmen be­
seitigt werden. 

Die für die Hauptfeststellung zum 1. Jänner 1986 
vorgesehenen Maßnahmen werden eine durchschnittliche 
Erhöhung der Einheitswerte um ca. 50 v.H. gegenüber den 
zum 1. Jänner 1983 erhöhten Einheitswerten bewirken. 

Auf Grund des Wirksamkeitsbeginnes wird sich eine 
steuerliche Auswirkung bei den einheitswertabhängigen 
Abgaben jedoch erst ab 1. Jänner 1989 ergeben. 

Diese steuerliche Auswirkung wird auf Grund der 
tatsächlichen Einheitswerterhöhungen erforderlichen­
falls durch entsprechende steuerliche Begleitmaßnahmen 
gemildert werden, sodaß eine zahlenmäßige Darstellung 
derzeit noch nicht möglich erscheint. 

Die übrigen steuerlichen Maßnahmen werden nur 
geringe steuerliche Auswirkungen aufweisen. 
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Besonderer Teil 

Abschnitt I 

Verschiebung des Hauptfeststellungszeitpunktes 
der Einheitswerte des Grundvermögens 

Wie bereits bisher sollen die Einheitswerte der 
Hauptfeststellung des Grundvermögens nicht gleichzeitig 
mit dem Zeitpunkt, auf den die Hauptfeststellung durch­
geführt wird, wirksam werden, sondern ausnahmsweise erst 
drei Jahre später, mit 1. Jänner 1989. Bis zum Wirksamkeits­
beginn gelten die davor maßgebenden, auf den Wertverhältnissen 
der letzten Hauptfeststellung beruhenden Einheitswerte. 
Diese Einheitswerte sind bis 31. Dezember 1988 für die Be­
steuerung maßgebend und daher gegebenenfalls durch ent­
sprechende Feststellungsbescheide auch nach dem 
1. Jänner 1986 "fortzuführenIl • 

Der zeitliche Abstand zwischen Hauptfeststellung und 
Wirksamkeitszeitpunkt erfordert im Interesse kostensparender 
Verwaltung bei gleichzeitig möglichst großer Verständlich­
keit aller Vorgänge bei den Grundstückseigentümern ver­
fahrensrechtliche Sondermaßnahmen. Artikel 11 sieht daher 
zur Vermeidung von unter Umständen steuerlich unwirksamen 
und den Abgabeschuldner lediglich verwirrenden Bescheiden, 
die ansonsten zusätzlich zu den auf Grund der Wertver­
hältnisse 1. Jänner 1973 erforderlichen Feststellungs­
bescheiden nach den Wertverhältnissen 1. Jänner 1986 
erlassen werden müßten, vor, daß allgemein bei Änderungen 
zwischen 1. Jänner 1986 und 31. Dezember 1988 an Stelle 
des Hauptfeststellungsbescheides 1. Jänner 1986 nur ein 
Feststellungsbescheid zum 1. Jänner 1989 zu erlassen ist. 
Dieser Bescheid enthält alle am 1. Jänner 1989 für die 
Besteuerung maßgebenden Grundlagen, gilt als Haupt­
feststellungsbescheid und stellt ebenso wie ein 
"normaler" Hauptfeststellungsbescheid in den betroffenen 

143/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 39 von 77

www.parlament.gv.at



- 39 -

Fällen die Grundlage für den neuen Hauptfeststellungs­
zeitraum dar. Klarstellend wird bestimmt, daß Haupt­
feststellungsbescheide, die vor Erlassung des etwa erst 
später ergehenden "S onderbescheides" ergangen sind, 
aufzuheben sind. 

Abs. 2 des Art. 11 stellt die für Nachfest­
stellungen auf den 1. Jänner 1987 und 1. Jänner 1988 
erforderliche Regelung für den neuen Hauptveranlagungs­
zeitraum dar. 

Abschnitt 11 

Bewertungsgesetz 

Zu Art. I Z. 1 (§ 28): 
Die Nove11ierung des § 28 bringt eine Erweiterung des 
Umfanges der Begünstigung in wertmäßiger Hinsicht. Bei 
Vorliegen der erforderlichen Bedingungen ist der Ein­
heitswert ab der Hauptfeststellung 1. Jänner 1986 nur mehr 
mit 20 v.H. des maßgebenden Wertes festzustellen. 

Die Aufzählung der Gründe, weshalb die Erhaltung 
von Grundbesitz im öffentlichen Interesse liegen kann, 
wurde gegenüber der bisherigen Regelung geringfügig 
geändert und der Formulierung des Denkmalschutzge­
setzes angenähert, ohne daß diesesjedoch formell 
zitiert wird. Wie bisher soll die Erhaltungswürdigkeit 
von Grundbesitz nicht nur bei etwa vorliegender Unter­
schutzstellung im Sinne des Denkmalschutzgesetzes an­
zunehmen sein. In vielen Fällen wird der Umfang der 
wirtschaftlichen Einheit von den unter Denkmalschutz 
gestellten Objekten abweichen. Für die Anwendung der 
Bestimmung ist das Vorliegen von Denkmalschutz nicht 
nur für Teile des Objektes ein Hinweis auf die Er­
haltungswürdigkeit des Grundbesitzes. In Abs. 2 wird 
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klargestellt, daß die Anwendung der Bestimmung nicht auf 
eine Abhängigkeit der Erhaltungswürdigkeit des Grundbe­
sitzes, resultierend aus dem Zusammenhang mit anderen 
Objekten gestützt werden kann. Somit erfüllen z.B. 
Gebäude, die auf Grund ihres Zusammenhanges mit anderen 
Objekten oder wegen ihrer Lage (Ensemble, Ortsbild, 
Stadtkern) Sonderregelungen unterliegen, nicht die 
Voraussetzungen für die Anwendung der Begünstigung. 
Dies kann unter Umständen für die Objekte ganzer Ge· 
schäftsstraßen zutreffen, bei denen schon aufgrund 
der Ertragslage die Anwendung der Begünstigung nicht 
in Frage kommen kann. 

Abs. 1 enthält weiters eine Klarstellung dahin­
gehend, daß die für die Berechnung des Überschusses 
aus dem Grundbesitz maßgebenden durchschnittlichen 
Erhaltungskosten im Interesse der Denkmalpflege, d.h. 
des erhaltungswürdigen Objektbestandes aufgewendet sein 
müssen. Die Durchschnittsberechnung erfordert einen 
längeren Erm;ttlungszeitraum, wobei Großreparaturen 
aufzuteilen sind. 

Zu Art. I Z. 2 (§ 53 Abs. 3): 

Die Neuregelung enthält wie bisher die Definition des 
für Bewertungszwecke maßgebenden umbauten Raumes, 
wobei jedoch klargestellt wurde, daß dieser Raum 
überdeckt sein muß. 

Im Hinblick auf die große Anzahl wirtschaftlicher 
Einheiten mit relativ einfachen Bauformen und die 
Administrierbarkeit werden die bewertungsgesetzlichen 
einfochen Begriffsbestimmungen beibehalten, obwohl 
sich fallweise Unterschiede zu den Definitionen der 
entsprechenden österreichischen Normen ergeben können. 
Ergänzend erfolgte eine Klarstellung hinsichtlich des 
Begriffes der Höhe. 
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Zu Art. I Z. 3 (§ 53 Abs. 4): 

Die Novellierung soll lediglich der Klarstellung sowie 
der Aufnahme der Parkdecks dienen. 

Zu Art. I Z. 4 (§ 53 Abs. 6): 

Der Entwurf sieht für die Hauptfeststellung zum 
1. Jänner 1986 eine Straffung der Sätze für technische 
Abnützung von bisher sechs auf nunmehr 4 Gebäudegruppen 
vor, wobei die Regelung für Gebäude, die der gewerblichen 
Beherbergung dienen, unverändert blieb. 

Der allgemeine Abschlag,der bisher 1,3 v.H. betrug, 
wurde auf zwei Sätze aufgespalten, wobei für die ersten 
zehn Jahre der Abschlag von 1,5 v.H. dem schnelleren 
Wertverlust Rechnung trägt und für die weitere Nutzungs­
dauer ein Abschlag von 1 v.H. vorgesehen ist. 

Die bisherigen Abschlagsgruppen c) (Lagerhäuser 
und Kühlhäuser) und d) (Fabriksgebäude und offene 
Hallen), die Abschlagssätze von 2 und 2,5 v.H. aufweisen, 
wurden vereinigt und ein Abschlag von 2,5 v.H. vorge­
sehen. Die für leichte oder behelfsmäßige Bauweise und 
einfache Holzgebäude derzeit vorgesehenen Abschläge 
von 3 und 5 v.H. wurden für derartige Gebäude zusammen­
gefaßt,wobei ein Abschlag von 4 v.H. vorgesehen ist. 

Völlig neu ist die nun vorgesehene Regelung, unter 
bestimmten Voraussetzungen für auch aus wirtschaftlichen 
Gründen längerfristig unbenützte Gebäude eines ansonsten 
als Geschäftsgrundstück zu bewertenden Grundstückes 
einen Gebäudewert während dieser Zeit nicht anzusetzen. 

Diese Regelung wird insbesondere bei Industrie­
unternehmen, die auf Grund von Betriebseinschränkungen 
einzelne Gebäude längerfristig nicht mehr nutzen können, 
anzuwenden sein. 
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Z u Art. I Z. 5 (§ 5 3 Ab s. 7): 

Bezüglich dieser Bestimmung wird auch auf den allgemeinen 
T.tl der Erläuterungen verwiesen. Der gegenständliche 
Gesetzentwurf hält an der in Österreich bewährten 
M'etnode der Sachwertermittlung für die Einheitsbe­
wertung des Grundvermögens fest. Diese Methode ~at 

darUberhinaus den Vorteil einer einfachen Handhabung. 
Bei der Vielfalt der Möglichkeiten, aus denen 
tatsächliche Erträge aus Grundstücken stammen können, 
wobet nicht nur "Mietzinse" in Betracht zu ziehen wären, 
sowie in Anbetracht des Umstandes, daß hunderttausende 
Grundstücke nur fiktive Erträge in Form verschiedener 
Nutzungen aufweisen, erscheint eine Ertragsbewertung 
des Grundvermögens, wie auch die Erfahrungen anderer 
Finanzverwaltungen zeigen, sowohl aus Gründen der 
gleichmäßigen und gerechten Bewertung und Besteuerung 
als auch aus Gründen einer sparsamen und effizienten 
Administrierbarkeit nicht vertretbar. 

Der Entwurf sieht jedoch zur Berücksichtigung des 
grundsätzlich bestehenden Einflusses unterschiedlicher 
Ertragsfähigkeit auf den Wert der hievon primär be­
troffenen Grundstück~hauptgruppen gestaffelte,~auschale, 
erhöhte Abschläge vor. Hiebei wurde jedoch von der bis­
herigen direkten Anknüpfung an "gesetzlich beschränkte 
Mietzinse", die letztlich auf Grund der extremen Unter­
schiede in den "gesetzlichen" Mietzinshöhen zu ab~olut 

ungleichen und daher ungerechten Bewertungsergebnissen 
b,ei bebauten Grundstück,en geführt hat, abgegangen. 
Im gegenständlichen Entwurf wird der erhöhte Abschlag 
an Ausführungsmerkmale der Gebäude geknüpft, die einen 
ausreichend gen auen indirekten Schlua auf die Ertrags­
fähigkeit zulassen. Die unterschiedlichen Qualitäts­
stufen der Au~führungsmerkmale yon Gebäuden in der 
Anlage zu § 53a werden bereits in abgestuften Neuher­
stellungswerten des Bauklassenkataloges berUck~ichtigt. 
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Darüberhinaus erfolgt jedoch ein erhöhter Abschlag zur 

pauschalen Berücksichtigung der Unterschiede in den 
Ertragsverhältnissen auf Grund der Bestimmungen des 

§ 53 Abs. 7 lit.a. 
Der allgemeine Abschlag wurde auf 30 v.H., der 

Abschlag für Einfamilienhäuser und sonstige bebaute 
Grundstücke gemäß § 33 Abs. 2 wurde auf 35 v.H. ange­

,hoben. 
Die Begrenzung der Kürzung der Summe aus Boden­

und Gebäudewert mit einem Vielfachen der bebauten 
Fläche wurde nunmehr auch für Geschäftsgrundstücke, 
auf denen sich ein Fabriksbetrieb befindet, eingeführt. 

Zu Art. I Z. 6 (§ 53 Abs. 8): 

Ausgehend von der Annahme, daß Grundstücke mit sehr 
großen bebauten Flächen wegen unter Umständen er­
schwerter Veräußerbarkeit gegenüber kleineren be­
bauten Grundstücken eine gewisse Werteinbuße erfahren, 
wurde die Kürzungstabelle erweitert. Die bisherige 
Regelung erschien für besonders große Industriebetriebe 

nicht ausreichend. 

Zu Art. I Z. 7 (§ 62): 

§ 62 des Bewertungsgesetzes wurde anläßlich der 
Schaffung bewertungsrechtlicher Befreiungen für be­
stimmte Wirtschaftsgüter der Pflichtlagerhaltung im 
Rahmen des Erdö1-Bevorratungs- und Meldegesetzes, 
BGB1.Nr. 318/1976, novelliert. Die Geltungsdauer 
dieses Gesetzes wurde durch die BGB1.Nr. 273/1978 
und 289/1980 bis 30. Juni 1982 verlängert. 
Die gesamte Materie der Erdölbevorratung wurde durch 
das Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz 1982, 
BGB1.Nr. 546, dessen Geltungsdauer durch das BGB1. 
Nr. 266/1984, bis 30.6.1988 verlängert wurde, geregelt. 
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Die Rückführung des § 62 in das Abgabengesetz 
dient lediglich der Verbesserung der Transparenz der 

geltenden Rechtslage. 
Gleichzeitig soll die Begünstigung des § 62 Abs. 

z. 3 für Umweltschutzanlagen an die entsprechenden 
einkommensteuerlichen Bestimmungen angenähert werden. 

Da die Bestimmungen des § 62, welche auf das Erdöl­
Bevorratungs- und Meldegesetz Bezug nehmen, nur solange 
anwendbar sind, als dessen Geltungsdauer aufrecht bleibt, 
erscheinen zusätzliche diesbezügliche Bestimmungen nicht 
erforderlich. 

Zu Ar~ I Z. 8 (§ 70 Z. 10): 

Es handelt sich hiebe; um die zu Art. I Z. 7 er­
forderliche korrespondierende Bestimmung für das 
sonstige Vermögen. 

Zu Art. I Z. 9 (Anlage zu § 53a): 

Wie bereits im allgemeinen Teil der Erläuterungen aus­
geführt, wird am System der Einheitsbewertung und an 
der Konzeption des Einheitswertes von Grundstücken 
als mäßigen rteuer1ichen Basiswerten festgehalten. Es 
wird hiebei der kostensparenden, einfachen Adm;nistrier­
barkeit einer Regelung, die durchaus.auch dem allgemeinen 
Verlangen nach Vereinfachung der Verwaltung und allgemein 
verständlichen Maßnahmen entspricht, der Vorzug gegen­
über einer aufwendigen, komplizierten Verfeinerung 

der Bewertungsmethode gegeben. 
Die vorliegende Neufassung der Bauklasseneinteilung 

trägt der seit der letzten Fassung zum Hauptfeststellungs­
zeitpunkt zum 1. Jänner 1973 (Bewertungsgesetznovelle 1972, 
BGB1.Nr. 447) eingetretenen bautechnologischen Entwicklung 
Rechnung. Bei der Überarbeitung des Bauklassensystems war 
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jedoch großer Wert auf eine einfache und übersichtliche 
Gliederung zu legen, um eine ökonomische Einstufung zu 
ermöglichen. Überdies war Rücksicht auf die Eignung 
für die künftige Berechnung der Einheitswerte im 
automatisierten Verfahren zu nehmen. 

Eine Vereinfachung soll durch die für grundsätzlich 
alle Gebäudearten vorgesehene Reduktion von fünf auf 
vier Ausführungskategorien erreicht werden, wobei die 
Kategorie 3 jene Merkmale aufweist, die der Standard­
ausführung des sozialen Wohnbaues derzeit entsprechen. 

Die Durchschnittspreise für die Ermittlung des 
Neuherstellungswertes von Gebäuden sollen unter Bedacht­
nahme auf die geänderten Bauklassen und Ausführungs­
merkmale den Wertverhältnissen vom 1. Jänner 1986 
angepaßt und gegenüber den Ansätzen vom 
1. Jänner 1973 mäßig erhöht werden. Eine Anhebung 
der Durchschnittspreise gegenüber 1973 erscheint schon 
im Hinblick auf die Entwicklung der tatsächlichen Bau­
kosten geboten. Die für Gebäude in Standard-Ausführung 
zum 1. Jänner 1986, vorgesehenen Durchschni ttsprei se 
in Höhe von4.200Spro m2 (Bauklasse 15.13) bzw. 
1.200 S pro m3 (Bauklasse 10.03) bewegen sich etwa 
zwischen 25 v.H. und 35 v.H. der tatsächlichen Baukosten 
und liegen damit im Verhältnis etwas niedriger als 
die Ansätze 1973. Dies scheint auch zur Vermeidung 
unzumutbarer Steigerungen der Einheitswerte bebauter 
Grundstücke erforderlich. Andererseits scheint eine 
weitere Reduktion der Ansätze der Durchschnitts-
preise ausgeschlossen, da diesfalls der Gebäudewert 
gegenüber dem im Einheitswert enthaltenen Bodenwert­
anteil noch mehr als bisher unterrepräsentiert sein würde. 

Eine Anhebung der Einheitswerte auf das tatsächliche 
Niveau der Verkehrswerte scheint nach wie vor kaum voll­
ziebar, zumal die Administrierung von Verkehrswerten 
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mangels für Verkehrswert schätzungen ausgebildeten 
Personals ungleich aufwendiger wäre, als die relativ 
einfache Ermittlung mäßiger Steuerwerte. 

Bezüglich der Zuschläge und Abschläge ist zu 
bemerken, daß die nur für eine Bauklasse anzuwendenden 
Zu- und Abschläge bereits bei der in Betracht kommenden 
Bauklasse angeführt sind, wie z.B. bei Bauklasse 02. 
und 05. Jene Zuschläge, die bei allen oder fast allen 
Bauklassen anzuwenden sein könnten, sind ähnlich 
der bisherigen Regelung, am Ende der Anlage in 
Punkt 19. angeführt. Ein Teil der bisherigen Zuschläge 
wurde in die Tabelle der Merkmale für die Beurteilung 
der baulichen Ausführung der Gebäude eingearbeitet 
(z.B. Zentralheizung, Klimaanlage). 
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Abschnitt 111 

Grundsteuer 

Zu Art. I Z. 1: 

Die im § 2 Z.7 lit.b vorgesehene Befreiung von der Entricht~ng 
der Grundsteuer setzt neben den übrigen Befreiungsvoraus­
setzungen die Anerkennung durch den Bundesminister für Finanzen 
voraus, daß der Benutzungszweck des zu befreienden Grundbe­
sitzes im öffentlichen Interesse liegt. Die ergänzenden Be­
stimmungen stellen nunmehr klar, daß die Befreiung ab dem 
der Anerkennung folgenden 1.Jänner eintritt. (Konstitutive 
Wirkung der Anerkennung). 

Zu Art. I Z. 2: 

Der im § 3 Abs. 1 erster Halbsatz verankerte Grundsatz, daß 
Wohnzwecken dienender Grundbesitz stets steuerpflichtig ist, 
bezog sich nach dem bisherigen Wortlaut nicht auf Grundbe­
sitz, der gern. § 2 Z. 9 von der Entrichtung der Grundsteuer 
zu befreien war. Die nunmehrige Formulierung beseitigt diese 
Ungleichbehandlung und bewirkt, daß beispielsweise Wohn­
zwecken dienende Räume in Flughafengebäuden in Hinkunft 
grundsteuerlich keine Sonderbehandlung mehr erfahren. 

Zu Art. I Z. 3: 

Hinsichtlich dieser Ergänzung wird auf die Erläuternden Be­
merkungen zu Art. I Z. 1 verwiesen. 

Zu Art. I Z. 4: 

Die Novellierung ersetzt lediglich den Ausdruck "Krüppelheime" 
durch den Begriff "Behindertenheime". Eine inhaltliche Än­
derung tritt hiedurch nicht ein. 

Zu Art. I Z. 5: 

Die Novellierung stellt lediglich eine Anpassung an die Be­
stimmungen im § 2 des Bodenwertabgabegesetzes dar. 

143/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)48 von 77

www.parlament.gv.at



- 48 -

Zu Art. I Z. 6: 

Aufgrund der derzeit geltenden Bestimmungen im § 20 GrStG 
ist eine Hauptveranlagung der Grundsteuermeßbeträge im An­
schluß an die jeweilige Hauptfeststellung der Einheitswerte 
zum Hauptfeststellungszeitpunkt durchzuführen. Die im Zuge 
der Hauptveranlagung festzusetzenden Steuermeßbeträge werden 
erst mit Beginn des jeweiligen Folgejahres wirksam. 
Im Hinblick auf die im Abschnitt I Art. lAbs. 2 des gegen­
ständlichen Gesetzentwurfes zum 1.Jänner 1989 vorgesehene 
Wirksamkeit der Hauptfeststellung der Einheitswerte des 
Grundvermögens und der entsprechenden Betriebsgrundstücke 

• 

zum 1.Jänner 1986 erschien es zweckmäßig, die Hauptveranlagung 
der Meßbeträge ausnahmsweise erst zum Wirksamkeitszeitpunkt 
dieser Hauptfeststellung durchzuführen. Hiebe; sind der 
Hauptver~nlagung die zum Wirksamkeitszeitpunkt der Hauptfest­
stellung der Einheitswerte maßgebenden Feststellungen zugrunde­
zulegen. Dadurch soll vermieden werden, daß in ca. 1,7 Millionen 
Fällen Hauptveranlagungsbescheide zum 1.Jänner 1986 ohne steuer­
liche Auswirkung zu erlassen sind. 
Zu den Stichtagen 1.Jänner 1986, 1.Jänner 1987 und 1.Jänner 1988 
gelten die bisherigen Grundsteuerrneßbetragsveran1agungen, so­
ferne nicht die Voraussetzungen für die Durchführung von 
Fortschreibungs- oder Nachveranlagungen gern. §§ 21 und 22 
des Grundsteuergesetzes gegeben sind. Diesen Meßbetragsver­
an1agungen sind die gern. Art. 11 Abs. 1 des Abgabenänderungs­
gesetzes 1982 um 35 v.H. erhöhten Einheitswerte zugrundezu­
legen. 
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Zu Art. I Z. 7 

Durch die Nove11ierung der Bestimmungen im § 29 tritt hin-
sichtlich der Fälligkeit der Grundsteuer keine Änderung ein. 
Die neuen Bestimmungen im Abs. 2 sollen lediglich bewirken, 
daß im Falle der Erhöhung des Jahresbetrages dem Steuer-
schuldner ab Bekanntgabe des diesbezüglichen Bescheides bis zur 
nächsten Vierteljahresfälligkeit ein Zeitraum von mindestens einem 
Monat für die Entrichtung des Unterschi~dsbetrages zur Verfügung steht. 
Darüberhinaus soll in Anlehnung an die Bestimmungen im § 210 
Abs. 6 der Bundesabgabenordnung dem Steuerschuldner eine 
Zusatzfrist von einer Woche eingeräumt werden, wenn die Be-
kanntgabe über die Erhöhung des Jahresbetrages nach dem 
8.Juli des jeweiligen Jahres erfolgt. Liegt zwischen der Be­
kanntgabe über die Erhöhung des Jahresbetrages und der nächsten 
Vierteljahresfälligkeit ein Zeitraum, der kürzer als der o.a. 
ist, ist der Unterschiedsbetrag erst anläß1ich der der Än-
derung zweitfolgenden Vierteljahresfälligkeit zu entrichten. 
Da diese Regelung bei Bekanntgabe der Erhöhung nach dem 
l5.0ktober des jeweiligen Jahres unanwendbar wäre, ist in 
diesen Fällen der Unterschiedsbetrag binnen einem Monat zu 
entrichten. Bei Herabsetzung des Jahresbetrages erfolgt der 
Ausgleich unabhängig vom Zeitpunkt der Bekanntgabe des Be-
scheides bei der nächsten Vierteljahresfälligkeit, bei Be-
kanntgabe der Herabsetzung nach dem l5.November ist der 
Unterschiedsbetrag gutzuschreiben. 

Abs. 3 enthält im ersten Satz die bereits bisher für Jahresbe­
träge bis 400 Schilling geltende Ausnahmeregelung. 
Änderungen des Jahdesbetrages~ie den Jahresbetrag von 
400 Schilling berühren, erfordern weitere Sonderbestimmungen, 
die bisher nicht bestanden haben, wobei auf eine einfache 
Regelung unter möglichster Einbeziehung der allgemeinen Be­
stimmungen des Abs. 2 Wert gelegt wurde. 
Auch bei Änderungen des Jahresbetrages für abgelaufene Jahre 
steht gemäß Abs. 4 demSteuerschuldner ein Monat zur Nach­
zahlung zur Verfügung. 
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Zu Art. I Z. 8: 

Die Novellierung der Bestimmungen im § 30 war aufgrund der 
Änderungen im § 29 erforderlich. Analog der bisherigen Regelung 
bestimmt § 30, daß der Steuerschuldner nach Ablauf des Wirksam­
keitszeitraumes einer Hauptveranlagung der Steuermeßbeträge 
bis zur Bekanntgabe eines neuen Steuerbescheides (neue Haupt­
veranlagung) Vorauszahlungen zu den im § 29 genannten Fällig­
keitszeitpunkten zu entrichten hat, da der bisherige Bescheid 
zu diesem Zeitpunkt seine Wirkung verliert. Ergibt sich nach 
Bekanntgabe des neuen Bescheides eine Nachzahlung, so ist der 
Unterschiedsbetrag unter Beachtung der im § 29 enthaltenen 
Grundsätze (Einräumung eines Zeitraumes von mindestens einem 
Monat bis zur nächsten Vierteljahresfälligkeit) zu entrichten. 
Diese Regelung findet auch dann Anwendung, wenn der Steuer­
schuldner bis zur Bescheidbekanntgabe keine Vorauszahlungen 
zu entrichten hatte. 
Unterschiedsbeträge zugunsten des Steuerschuldners sind zu dem 
der Bekanntgabe des Bescheides nächstfolgenden Vierteljahres­
termin auszugleichen bzw. bei Bescheidbekanntgabe nach dem 
l5.November gutzuschreiben. 
Die im Abs. 3 enthaltene Bestimmung entspricht im wesentlichen 
der bisher im § 29 Abs. 3 vorletzter und letzter Satz enthaltenen 
Regelung, bezieht sich jedoch unter Bedachtnahme auf die Be­
stimmungen des § 20 nicht mehr auf das mit dem Hauptfeststellungs­
zeitpunkt beginnende Kalenderjahr, sondern auf jenes Jahr, in 
dem die mit der neuen Hauptveranlagung festzusetzenden Grund­
steuermeßbeträge wirksam werden. Hiedurch wird den hebeberech­
t;gten Körperschaften die Möglichkeit eingeräumt, im Falle der 
Erhöhung des Hebesatzes im ersten Jahr der Wirksamkeit einer 
neuen Hauptveranlagung die zu entrichtenden Vorauszahlungen 
dem erhöhten Hebesatz anzupassen. Diese Regelung wird jedoch 
nur dann Anwendung finden, wenn der bisher festgesetzte Hebe-
satz in dem genannten Jahr um mehr als 10 v.H. angehoben wird 
(z.B. Änderung der im Finanzausgleichsgesetz normierten Höchst­
hebesätze). 

Nach der nunmehrigen Regelung sind Vorauszahlungen jeweils 
erst nach Ablauf eines Hauptveranlagungszeitraumes vorgesehen. 
Dies entspricht der bereits geltenden Regelung bei der Ver­
mögensteuer. 
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Abschnitt IV 

Vermögensteuer 

Zu Art. I (§ 3 Abs. 1 Z. 3): 

Die Anwendung dieser Befreiungsbestimmung für bestimmte 
Versorgungs- und Verkehrs unternehmen hat vielfach 
Probleme bereitet, insbesondere dann, wenn ein Unter­
nehmen nicht nur IIbegünstigte ll sondern auch IInicht­
begünstigteIl Aktivitäten verfolgt. Es erscheint weder 
gerechtfertigt noch notwendig, bei Vorliegen befreiungs­
schädlicher Betätigungen in auch nur geringem Umfang 
dem Unternehmen die Steuerbefreiung zur Gänze zu ver­
sagen, andererseits würden bei Gewährung der vollen 
Befreiung auch an sich steuerpflichtige Betätigungen, 
die auch in Konkurrenz mit in privater Hand be­
findlichen Unternehmen durchgeführt werden, unge­
rechtfertigt begünstigt werden. 

Es soll daher eine an sich nicht der öffentlichen 
Versorgung oder dem öffentlichen Verkehr dienende 
Betätigung nicht zum gänzlichen Verlust der Befreiung 
führen. Die Befreiung wird jedoch auf den Teil des 
Vermögens sachlich eingeschränkt, der begünstigten 
Zwecken dient, wobei Vermögensteile, die anderen 
Zwecken dienen, dann unberücksichtigt bleiben, wenn 
es sich hiebei um völlig untergeordnete Nebenzwecke 
handelt. Es wird dadurch die für Elektrizitätsver­
sorgungsunternehmen nach § 3 Abs. 1 Z. 3 letzter 
Teilsatz bereits bestehende Einschränkung allgemein ein­
geführt. Beteiligungen von an sich begünstigten Unter­
nehmen an anderen derartigen Unternehmen sollen anteilig 
nur insoweit dem begünstigten Vermögensteil zugerechnet 
werden, als sie auf den bei der Untergesellschaft be­
freiten Vermögensteil entfallen. Schulden werden bei 
der Ermittlung des befreiten Vermögensteils entweder 
direkt oder anteilig auf den befreiten und den 
steuerpflichtigen Teil aufzuteilen sein. 
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Weiters wird klargestellt, daß auch nur mittelbares 
Anteilseigentum von Gebietskörperschaften an den ge­
nannten Versorgungs- und Verkehrsunternehmen für die 
Vermögensteuerbefreiung dieser Unternehmen nicht 

schädlich sein soll. 
Die Befreiungsbestimmung für Elektrizitätsver-

sorgungsunternehmen wird textlich an die geltende 
Rechtslage angepaßt und weiters an die auch für 
die Inanspruchnahme ertragsteuerlicher Begünstigungen 
maßgebende Bedingung der energiewirtschaftlichen 

Zweckmäßigkeit der Anlagen geknüpft. 
Wie bisher können die Befreiungsbestimmung nur 

Unternehmen in Anspruch nehmen, die als Versorgungs­
und Verkehrsunternehmen anzusprechen sind, die also 
derartige Tätigkeiten selbst entfalten, nicht jedoch 

z.B. reine Holdinggesellschaften. 
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Wortlaut des Gesetzentwurfes 

§ 28 

(1) Einheitswerte für Grundbesitz, dessen Erhaltung 

53 
TEXTGEGENUBERS~ELLUNG 

ABSCHNITT 11 

Bewertungsgesetz 

wegen seiner geschichtlichen, künstlerischen oder 
sonstigen kulturellen Bedeutung im Bffentlichen Interesse 
liegt (Denkmale), sind mit 20 v.H. des an sich maß­
gebenden Wertes festzustellen, wenn die im Interesse 
der Denkmalpflege des Bewertungsgegenstandes aufge­
wendeten, durchschnittlichen Erhaltungskosten die er­
zielten Einnahmen und sonstigen Vorteile übersteigen. 
Hiebei sind Aufwendungen für Großreparaturen auf 
25 Jahre zu verteilen. 

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten nicht für 
Denkmale, deren Erhaltungswürdigkeit sich lediglich 
aus dem Zusammenhang mit ander~n Objekten ergibt. 

§ 53 Abs.3 
(3) Der Oebludewert let vorbeheltllch der BestiMmUngen 

der Abs •• und S aus dem Heuherstellungsvert abzuleiten. der 
elch Je nach der Bauweise und Ausstattuna der Geblude oder 
der Gebludetelle bel Unterstellun, von Durchschnlttspreiaen 
je Kublk~eter des u.bauten RaUMee der Geblude oder der Geblude­
teile eralbt. 

Umbauter Raum ist der auf mindestens drei Seiten von 
Wänden umschlossene, überdeckte, nutzbare Raum zuzüg­
lich des Raumes. den die Umwandung und die Dber­
deckung einnehmen. Als Höhe gilt der mittlere Abstand 
der Fußbodenoberfläche von der Deckenoberfläche oder 
der Fußbodenoberfläche des darüberliegenden Geschoßes 
oder der Dachaußenfläche. 

Derzeit geltender Gesetzestext 

§ 28 
Einheitswerte fUr Grundbesitz, dessen Erhaltuni vegen 

seiner Bedeutunl fUr Kunst, Geschichte oder Wlseenschaft I. 
tlffentllchen Interesse liegt, insbesondere unter Denkmalschutz 
stphende Geblude, sind mit 30 v.H. des an sich .aBlebenden 
Wertes festzustellen. venn die durchschnittlichen ErhaltunIs­
kosten die erzielten Einnahmen und sonstigen Vorteile Uberstei­
gen. 

§ 53 Abs. 3 
(3) Der Gebludewert ist vorbehaltlich der BestiMMUngen 

der Abs •• und S aus dem Heuherstellungswert abzuleiten, der 

sich Je nach der Bauwel .. und Ausstattuna der Geblude oder 
der Gebludetelle bel Unterstellun. von Durchschnittspreisen 
je Kubikmeter des u.bauten RaUMee der Geblude oder der Geblude­
teile erlibt. UMbauter RaUM let der auf .tndestene drei Seiten 
von Winden ~schlossene Innere nutzbare Ra~ zuzUa11ch des 

RaUMeS, den die Umwandung einnimmt. 
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Wortlaut des Gesetzentwurfes 

§ 53 Abs. 4 
(~ ~i offenen Hallen. Uberdachungen. Flugdächern und 
Parkdecks, das sind von höchstens zwei Seiten durch 
Wände umschlossene Räume, ist der Gebäudewert aus 
dem Neuherstellungswert abzuleiten, der sich nach der 
Bauweise bei Unterstellung von Durchschnittspreisen 
je Quadratmeter der überdachten Fläche ergibt. 

§ 53 Abs. 6 

(6) Bei der Ermittlung des Gebäudewertes ist der 
Heuherstellungswert (Abs.3 bis 5) entsprechend dem 
Alter der Gebäude oder der Gebäudeteile im Haupt­
feststellungszeitpunkt durch einen Abschlag für 
technische Abnützung zu ermäßigen. Als Alter des Ge­
bäudes oder des Gebäudeteiles gilt der Zeitraum vom 
Beginn des Kalenderjahres, in dem das Gebäude oder 
der Gebäudete;l benützungsfertig wurde. bis zum 
Hauptfeststellungszeitpunkt. Benützungsfertig ist ein 
Gebäude oder Gebäudeteil mit jenem Tag, mit dem die 
Behörde die Benützung für zulässig erklärt hat. Als 
benützungsfertig im Sinne dieses Gesetzes gilt ein 
Gebäude oder Gebäudeteil auch mit der ersten tatsäch-

lichen B~nützung oder Vermietung. Der Abschlag be­

trägt jährl ich 

54 

Derzeit geltender Gesetzestext 

§ 53 Abs. 4 

(4) Bel offenen Hallen (Uberdachungen, Flugdächer). das 

sind von höchstens zwei Seiten durch Wände u.&chlossene Räu.e. 

ist der Gebäudewert aus de. Neuherstellunaswert abzuleiten, 
der sich je nach der Bauweise und Höhe bei Unterstellung von 

purchschnittspreisen je OUadrat .. ter der Uberdachten Fläche 

ergibt. 

§ 53 Abs. 6 

(6) Bei der Er.ittluna de. Gebäude.ertes ist der "euherstel 

lungs.ert (Abs. 3 bi. 5) entsprechend de. Alter der Gebäude 

oder der Gebäudeteil. i. Hauptfeststellungszeitpunkt durch 

einen Abschla, rur technische Abnutzun, zu ermä8igen. Als 
Alter des Gebäudes oder des Gebäudete!les gilt der Zeitraum 

va. Beginn des Kalenderjahres, in de. da. Gebäude oder der 
Cebäudete11 benutzun,sferti, wurde, bis cu. Hauptfestslellung' 

zeitpunkt. BenUtcunasferti, ist ein Gebäude oder Gebäudetell 
ait Jene. Taa, .tt de. die Behörde d1e BenUtzung rur zul~sslg 

erklärt hat. Al. benutzungsfertla i. Sinne dieses Gesetzes 
gilt ein Gebäude oder Gebäudetell auch .lt der ersten tatB8ch-

11chen BenUtzung oder Vermietung. Der Abschlag beträgt Jal"l1< 

143/M
E

 X
V

I. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
55 von 77

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Wortlaut des Gesetzentwurfes 

a) a llgeme in 
für die ersten 10 Jahre 
für die weiteren Jahre 

b) bei Gebäuden, die der gewerblichen 
Beherbergung dienen 

c) bei Gebäuden der Bauklassen 02. und 
13. der Anlage 

d) bei Gebäuden in leichter 0 der 
behelfsmäßiger Bauweise 

1,5 Y.H. 
1,0 Y.H. 

2,0 Y.H. 

2.5 v.H. 

4,0 v.H. 

des Neuherstellungswertes. 8el noch benützbaren Ge­
bäuden oder Gebäudeteilen darf der Abschlag ln den 
Fällen gemäß lit.a und b nicht mehr als 70 v.H., in 
den Fällen gemäß lit.c und d nicht mehr als 80 Y.H. 
betragen. 

Bei aus wirtschaftlichen Gründen voraussichtlich 
nicht nur vorübergehend unbenUtzten Gebäuden eines 
ansonsten als Geschäftsgrundstück zu bewertenden 
Grundstückes, 1st eln Gebäudewert solange nicht anzu­
setzen, als eine BenUtzung nicht erfolgt. 

§ 53 Abs. 7 

(7) Bei der Ermittlung des Einheitswertes ist die 
gemäß Abs. 2 bis 6 ermittelte Summe aus dem Bodenwert 
und aus dem Gebäudewert allgemein um 30 Y.H. zu 
kUrze~. Die KUrzung darf sich jedoch hinsichtlich des 
Bodenwertes nur auf eine Fläche bis zum Zehnfachen, 
bei GeschäftsgrundstUcken, auf denen sich ein Fabriksbe­
trieb befindet, bis zum Zwanzigfachen der bebauten 
Fläche erstrecken; 
abweichend hievon beträot der Hundprt<~t1 
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a) allgemein 1,3 v.H., 
b) bel Gebäuden, die der leverbllchen ~eher-

berlunl dienen 2,0 v.H., 
c, b.1 Lalerhlusern und KUhlhiusern 2,0 v.H., 
d) Fabrikslebluden, Werkstltteneebluden, 

Garalen, Lal.rhlusern und KUhlhlus.rn, die 
Tell. d.r wirtschartlichen Einheit eines 
FabrlksgrundstUckes sind, welt.rs b.l orr.nen 
Hallen, soweit sie nicht unter Ilt. e oder 
r rallen 2,5 Y.H., 

.) bel lelehter oder behelr ... ßI.er lauwel .. 
C) b.1 .Inrachen HOlztebluden oder orfenen 

Hallen In Holakonstruktlon 

3,0 v.H., 

5,0 v.H. 

des Neuherstellunlswertes. Bel noch benutzbaren Oebluden oder 
Gebludetellen darf der Abschla. In den Fillen .e"8 1St. a 
und b nicht .. hr als 70 v.H., In den Fillen ..... Ilt. c bis 
r nicht .. hr als 80 v.H. betralen. 

§ 53 Abs. 7 

(1) Zur Beruckelchtllunl der unterschiedlichen Ertralsrähll­
kelt bebauter Grunds tUcke Ist die le.Iß Abe. I ble 6 e~lttelte 
s~ aus de. lodenwert und aue da. Gebludevert u. die In 
Ilt. a ble d reetleaetzten Hundert.ltze zu kUrzen. Die KUrzuni 
darf elch Jedoch hlnalchtllch des 80denwertee nur aur eine 
Fllch. ble z~ Zehn rechen der bebauten Fliehe erstrecken; 
dIes Illt nicht rur GeschäftslrundstUcke, auf denen elch ein 
fabrik_betrIeb befindet. Oss Au.m.~ der KUrzuni betrMgt 
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Wortlaut des Gesetzesentwurfes 

a) bei Mietwohngrundstücken und gemischtgenutzten 
Grundstücken zur Berücksichtigung der unter­
schiedlichen Ertragsfähigkeit, soweit nicht alle 
Wohnungen über ein Klosett und eine Badegelegen­
heit (Baderaum, Badenische oder Duschraum, 
Duschnische) im Inneren verfügen, entsprechend 
dem Anteil der nutzbaren Fläche dieser Wohnungen 
an der gesamten nutzbaren Fläche (Abs.5), bei 
einem Anteil von 

25 v.H. bis 50 v.H. 
mehr a 1s 50 v.H. bis 15 v.H. 

und mehr a 1s 75 v.H. 

b) bei Einfamilienhäusern und 
sonstigen bebauten Grundstücken 
gemäß § 33 Abs.2 

c) bei Burgen und Klöstern, soweit nicht 
nach lit.a eine höhere Kürzung vor­
zunehmen ist 

40 v. H •• 

50 v .H •• 

60 v. H. , 

35 v. H •• 

50 v.H. 

56 -
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a) bel bebauten GrundstUcken, soweit ein durch aeset~liche 

Vorechrlften beschränkter Mietzins entrichtet wird. 
entaprechend de. Anteil der von der Mietclnsbeschränkun 

betroffenen nutzb.ren FI.chen an der aesamten nutzbaren 

FlIehe (Abs. S), bei eine. Anteil von: 

100 v.H. bis 80 v.H. an der gesamten nutzbaren Fläche 

60 v.H., 
weniger als 80 v.H. bis 60 v.H. an der gesamten nutz-

baren Fllche 55 v.H., 
weniger als 60 v.H. bis SO v.H. an der gesamten nut~-

baren Fläche SO v.H •• 
weniger als SO v.H. bis 40 v.H. an der gesamten nut~-

baren Fllche 4S v.H., 

weniger als 40 v.H. bis 30 v.H. an der gesamten nut~-

baren Fläche 40 v.H., 

weniger als 30 v.H. bis 20 v.H. an der ,esamten nut~-

baren Fläche 3S v.II., 
weniger als 20 v.H. bis 10 v.H. an der gesamten nutz-

baren Fllche 30 v.H. und 

weniger als 10 v.H. an der lesamten nutzbaren Fläche 

2S v.H.; 

bei der Er.lttlunl dea Anteiles der von der Mietzins­

beschränkung betroffenen nutzbaren Fläche sind die Woh 

räume .lt ihrer tats.chlichen nutzbaren Fläche. die 

gewerblichen oder öffentlichen Zwecken dienenden Räume 
jedoch nur .it ihrer halben nut~baren Fläche an~usetze 

b) bei Einfamilienhäusern und sonstigen 
bebauten GrundstUcken ,e.la , 33 Aba. 2 30 v.H 

c) bei Schlössern. Burgen und Klöstern SO v.H 

d) bei allen Ubrllen bebauten GrundstUCken 25 v.H 
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~ortlaut des Gesetzesentwurfes 

§ 53 Alls. b 

(8) übersteigt die bebaute Fläche einer wirtschaft-
lichen Einheit das Ausmaß von 2 000 m', so Ist der 
gemäß Abs. 2 bis 7 ermittelte Wert bel einer bebauten 
Fläche von 

mehr als 2 000 m' bis 5 000 m' um 4 v. H. , 

mehr als 5 000 m' bis 10 000 m' um 7 v. H. , 
mehr als 10 000 m' bis 20 000 m' um 10 v.H., 
mehr a 1s 20 000 m' bis 50 000 m' um 15 v.H., 
mehr als 50 000 m' bis 100 000 m' um 20 v.H. und 
mehr als 100 000 m' um 25 v.H. 

zu kürzen. 

§ 62 

(1) Zu ••• trl.bsv.r.e"R ,ehör.n nicht 

1. die WlrtSchlfts,Ut.r, dl. nach d.n Vorschrlft.n d.s Ver­
.ö,.nst.uer,.s.tl'S od.r and.r.r G.setze von der Vereög.n­
steuer befreit Sind; 

2. wlrtschafts,Uter, dl. nach I 69 Abs. 1 Z. 4 nicht lue 
sonstigen Ver.eg.n geheren; 

1. WlrtschlftsgUter und R.cht. an WlrtschaftsgUt.rn, soweit sie 
dalu dlen'R, U".'tb.llstung.R IU v.rhlnd.rn, IU b.seltlgen 
oder zu v •. rriftg.n. die durch d.R e!~n I.trleb. verur­
sacht .erd'R od.r dl •• en b •• lntrlchtlg.n, und deren An­
schaffung od.r H.r.tellung ge •• tlllch vorgeschrieben oder 
I. öffentllCh.n Int.re.s •• rford.rllch wir; 

4. Pfllchtnotstlndsr.serv.n nach d •• Erdöl-Ievorratun,s­
und "_ld_,.setl 1982, IGll.Nr. 546; 

5. WlrtschaftsgÜt.r, so •• lt si. nicht unter Z. 4 fall.n 
und für dl_ Hlltung von Pfllchtnotstandsr,serven nach 
de. Erdöl-Bevorratungs- und "eldegesetz 1982 IU dl.nen 
best Imet Sind; 
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§ 53 Abs. ß 

(A) UbersteJ~t dJe .e ... te bebaute FIMche eJner wlrt.chaft· 

)Jchen [Jn~eJt das Au ... ß von 2000.2 , so lat der ,e"ß Abs.1 

bJ. 1 eralttelte Vert bel einer bebauten F1Mehe von 

_hr al. 2 000 .2 bla S 000 .2 ua 4 v.H., 

_hr als S 000 .2 bl a 10 000 .2 ua 7 v.H., 

_hr al. 10 000 .2 bis 20 000 .2 ... 10 v.H., 

_hr als 20 000 .2 bis 30 000 .2 ua 14 v.H. und 

.ehr al. JO 000 .2 ... 20 v.H. 

zu kUrzen. 

§ 62 

(I) Zu. Detriebsve~gen .ehören nicht 

I. die Virtschafts,Uter. die nach den Vorschriften des 

VenMH,ensteuer.esetzes oder anderer Cesetze von der Verm~,en~teuer 

befreit sind; 

2. Virtschafts.Uter. die nach' 69 Abs. 1 Z. 4 nicht zum 

sonstigen Ver-ö,en .ehören; 

3. Wirtschaft.gUter und Rechte an WIrtSChaftsgUtern, die 

1azu dienen. SChNdl,unaen durch Ab.Ns.er oder Abgase zu ver­

hindern. zu beseJt),en oder zu verr'n,ern, und deren Anschaf­

fun~ oder Herstelluna ,esetzlJch vor.eschrieben oder im öffent­

lichen Interesse erforderlich war; 

4. rflichtnotstandr.serven nach dem Erdöl·Bevorratungs­

und Helde~esetz; 

5. WlrtschaftsaUler. soweit sie nicht unter Z. 4 fallen 

und fUr die Haltun, von rfllchtnotstandsreserven n~ch d~m 

Erdöl.-D~vorratun,s- und Meldegesetz zu dienen bestimMt sind. 

~. YlrtschaftsgUter. die ~usschließlich und unmittelbar 

d~r Entwicklung oder Ver~esserun~ volkswirtschaftlich w~rtv011~r 

Erfindung~n dienen, wenn d~r volksw rtschaftliche Wert der 

betr~ff~nden ErflndunR durch eine eeschelnlgun~ d~s Bundes­

mInisters fUr Handel. Gewprbe und l~dustrle nach~ewl~~~n wlr~. 
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Wortlaut des Gesetzentwurfes 

6. W'rtschaftsgUter, die ausschließlich und un.ittelbar 
der Entwicklung oder Verbesserung ,lkswirtschaftlich 
wertvoller Erfindungen dienen, wenn der volkswirtschaft­
liche wert der betreffenden Erfindung durch .1ne Be­
schetntgung des Bundes.1ntsters fUr Handel, Gewerbe und 

Industrte nachgewtesen wird. 

(Z) Ote Bestt •• ungen des Abs. 1 Z. 1 bis 6 sind nicht 
auf wtrtschaftsgUt.r anzuwenden, die Grundbesttz darstellen. 

(1) ~t. Bestt •• ungen des Abs. 1 Z. 4 und 5 stnd nur an­
zuwenden, w.nn d.r Bund.s.tntster fUr Handel, Ge •• rbe und 
Industrte blscheinigt. daß .s sich u. Pfltchtnotstandsre­
s.rv.n t. stnn. d.s Erdöl-Bevorratungs- und Meld.gesetzes 19BZ 

hand.lt. 

§ 70 Z. 10 

10. W1rtschaftsgUt.r, die g •• 18 , 62 Abs. 1 Z. 1 bts 6 als 
nicht zu. B.trtebsv.r.ög.n g.hör.nd b.z.tchnet stnd. 

- 58 -
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(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 Z. 3 bis 6 sind nicht auf 

WirtschaftsgUter anzuwenden, die Crundbesitz darstellen. 

(:) Die BestimmunQen des ~bs. 1 Z. 4 und 5 sind nur anzuwen_ 

den, wenn der Bundesminister filr Handel, Gewerbe und Indus~rle 

besc,einigt, daE es sich um Pfllchtnotstandsr~serven iR. Sinne 

des Erdöl-Bevorra:ungs- und Melde~esetzes handelt. 

§ 70 Z. 10 

10. ~lrtschaftsgUter, die gem~ß § 62 Abs. 1 Z. 3 bis 6 

,1
5 

/licht zum fletriebsvermögen ~ehörend bezeichnet sind. 
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Wortlaut des Gesetzentwur'fes 

ANLAGE 

ZIl § 53a ) 

TeU 1 

Bauklasseneinteilun. und Durchschnittspreiae je (ubikaeter 

u.bauten Rau.ea oder je Quadrat.eter nutzbarer oder über­

dachter Fläche. 

Di. in (la •• ern .esetzten Ziffern 1 bis 4 entsprechen 

den Ausführun.skateaorien de. Teile. 2 der Anla,e. 

01. Büroaebäude, Wohn.ebaude, Laboratorien und andere, nicht 

un.ittelbar der Fabrikation oder La.erzvecken dienende 

Gebäude, die Teile einee Geachäfta.rundstückea sind, auf 

de. sich ein Fabrikabetrieb befindet. 

01.1 Kolz- und Fachverksebaude (z.B. Baracken) 5/.3 

01 , 1 1 (1) •••••••..••••••••.•.•••••••••••• 300 

01.12 (2) ................................ 450 

01.13 (3) ................................ 600 

01.14 (4) ................................ 7')0 

01.2 Gebäude in Stahlleichtbauveise 

01.21 (1) ................................ 320 

01.22 (2) ................................ 560 

01.21 (3) ••.••••••..••••••.••.••.•••••..• 800 

01.24 (4) ................................ 1.040 

01.3 Cebäude in Maa.ivbauvelse, Stahlskelett- OGer 

5tahlbetonskelettbauveise 

01.31 (1) . •.•.......... ..... ... ••........ 400 

01.32 (2) ................................ 700 

o 1 . 33 (3) .••..•.•.••.•.....••.••••••••..• 1 . 000 

01.34 (4) ................................ 1.300 
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Anla.e (au' 53 a) 

Bauklassenelntelluna und Durchsehnlttapreia. Je Kublk.eter 
uMbauten Ra~a oder Je Ouadra~ter nutabarer fl.che 

1. BUroaeb.ude, Vohnaeb.ude, Laboratorien und 
andere Gebäude, die nicht un.itteJbar der Febrikation 
oder Laaer2wecken dienen. die Jedoch Teile der 
wlrtachartllchen Einheit eln.a fabriksarundatUckea 

.lnd 

1.1 Hol zaeb.ude und Fach_rka.eb.ude 

S/a' 

1.11 aehr einrache AuaCUhruna •.••••••••....•.•...• 150 

1. 12 .lnrache AuaCUhruna ................ :......... 170 
1.13 alttiere AuaCUhruna .......................... 200 

1. 14 aute AuaCUhruna .............................. 250 

1.15 aehr aute AuaCUhruna ......................... 300 

1.2 Meaalyaeb.ude, Stahl- oder Stahlbetonakelett­
aeb.ude 
1.21 aehr einrache AuaCUhruna •....•...•..••.••.... 200 

1.22 einrache AueCUhruna .......................... 250 

1.23 alttiere AuaCUhruna .......................... 300 

1 . 24 aute AuaCUhruna .••...•......•......•......... 400 

1.25 aehr .ute AuaCUhruna .....••.................. 500 
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02. Fabrikationslebäude, Werkstattengebaude, Laleraebaude, 

lühlhauser u.ä. 
Als Hallen i. Sinne der Bauklassen 02.4, 02.5 und 02.6 

aelten Gebäude oder Gebaudetelle .lt einer Höhe ( Geschoß­

höhe ) über & •. 
8ei den Wertanaatzen ist eine elnfache Ausführuna und elne 

Tralfähilkeit der Decken bis 1.000 kg/.2 unterstellt. 

02.10 Holz-, Fachwerk-, Wellblech-, 

Welleternttlebaude u.ä., sowelt 

ete nicbt unter 02.4 fallen •..•.••••••••• 

02.20 Gabäuda in Stablleicbtbauweise, soweit 

aia nicbt unter 02.5 fallan ••••••••••..•• 

02.3 Gebäuda in Ha.slvbauweiae, Stahlakelett­

oder Stahlbetonskelettbauweise, soweit 

aie nicht unter 02.6 fallen 

02.30 obne aau.aufteilunl •••••.•..•..... 

02.31 .tt aau.aufteilunl •••••••••.•••.•• 

02.4 Kallen in Kolzbauweise ( Wände Kolz, 

Well~lech, Welleternlt u.a. ) 

02.40 bia 8 • Hohe ..... e .................................. 

02.41 bis 10 • Höhe •..••..•.•••.•.•.•••. 

02.42 bis 12 • Höhe .••.••....•••...•••.. 

02.43 über 12 a Höbe ..•..••..••••••.•.... 

02.5 Hallen in Stahllelchtbauweise 

02.50 bis 8 • Heihe 0 .................... oe ................ 

02. 51 bi. 10 • Höhe .. .................................. 
02. 52 bls 12 • Heihe 0 ...................................... 

02. 53 bis 15 • Höhe ...................................... 
02.54 bis 20 • Hohe .o ........................................ 

02.55 über 20 • Hohe 0 ............................ •• ........ 

5/.3 

250 

300 

420 

440 

150 

135 

120 

105 

200 

190 

180 

170 

160 

150 
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2. Febrlksiebäude, Werkstätteniebäude, Gar·ien . 
Laiergebäude und KUhlhäuser, dl. Tell. der wIrt­
schaftlichen Einheit eine. r.brtksarundstUcke8 
61nd (bel den Wertansätzen 1st elne einfache Aus­

stattuna unt.rstellt) 

b.1 Geschoßhohen 
bl8 zu 411 5. 

2.1 SChuppen (elnseltlg offene 

Gebäude) 
2.11 Holz, Fachwerk oder 

Wellbl.ch .............. '"-''' ........... . 

2.12 Massiv 

2.2 Sheclbauten 
2.21 .lt Holzbindern ••••••••••••••••••••••• 0' 

2.22 .tt Stahlbindern ........................ . 
2.23 In Stahl- oder Stahlbetonkonstruk-

tlon ................................... . 

2.3 StahlbetonCachwerk- oder Stahlwerkbauten 
.it Plattenverkl.ldungen ...•................. 

2.4 Holz- und Ho1zf.chw.rk~.b.u~ .........•....... 

2.5 Maaalva.b.ud., Stahl- oder Stahlbaton5kelett­
jebaude; dl ••• Durchsehnlttaprelaa erhöh.n 
elch bel vorhanden •• PereonenauCzua ua 

5 v.H., bet beaond.rer lnnerer Auastattung -
aow.lt ea alch nlcht ua .Ina Batrl.bavorrlch­
tun. handelt - u. 5 bis 20 v.H.; dleae Durch­
schnlttaprelsa eraäOt,.n sich. unb •• ch.det der 
Zusehläae nach '8., bel C.hlend •• Fußboden ua 

10 v.H. 
2.51 ohne Deck., ohne Rauaauftetluna ......... . 

120 110 

160 150 

130 IlO 

I~O 140 

1110 170 

160 140 

170 16<) 

180 170 

6 

l' 

1I 

lt 

L 

1 ! 

2.52 .It Decke, ohne RauaauCtelluna' .......... . 220) 210 2< 

2.53 .tt Decke •• tt R.uaauftelluni·· ........... 2~0 240 

2.6 Halleniebäude (G.bäud •• It G.schoBhohen ~ber 
6 .) be 1 GeschoBhohe"1 

bis &U 8.. lOnt 

une:. Ll,ilrube 

2.61 Hol .... onatruklion ...................... .. 70 

1) Bel der E""llllunfll der r,e!).ctlot~hohrn ~1'I\J lSlct eC~(I'IWJ,un.io(en 
der OtIORM. B 4000, 6. Tell. .... Illlebend. 

DO 
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02.6 H.ll.n In K.salwb.uvalse, 5tahlakalett- oder 

Stahlbetonsk.lettb.uvelse 5/.3 

02.60 bis 8 • Höhe ••.••.•••••.• ·•••••·•• 260 

02.61 bis 10 • Höhe ...................... 250 

02.62 bi. 12 • Hllhe ...................... 240 

02.63 bi. 15 • Hllhe ...................... 230 

,)2.64 bi. 20. Hllhe ••••••..•••.•••••••••• 215 

02.65 bi. 25 • Höhe •••••••••.•••••••••••• 200 

02.66 bi. 30 • Hllhe ...................... 185 

02.67 bi. 40 • Höhe •••••••••••.••.••••••• 165 

02.68 bi. 50 • Hllhe •••••••••••••••••••••• 145 

02.69 über 50 • Hilb ••••••••••••••••••••••• 125 

02.7 Die Durch.ch.ittspr.is. der B.ukl •••• 02 •• ind zu 

.) erhöhen 

02.70 bei Sbeddicbern u •••.•••••••••••••• 

02.71 bei Vorb.nd •• sein won Decken .it 

ei.er Trelfihilkeit von 

10 y.H. 

über 1.000 kl/.2 u •••••••••••••• 5 bis 20 v.H. 

02.72 bei worh.ndener Wär.edl •• unl u ••.•. 

02.73 bei be ••• rer Ausführuns (ins-

besondere der Fußböden, Fenster, 

Türea, bei Vorh.ndensein von 

10 v.H. 

W.ndflie.en u.ä. ) u ••••••.••••• 5 bis 20 v.H. 

02.74 bei .1e Teil de. Grundstückes 

zu betrechtenden Zentr.l-
heizualea u ••••••.•••••.•••••••• 2 bis 6 v.H. 

02.75 bei worh.adeae. Personen-
• ufzul u ••••.•.•.•••.•......• , .•.. 

b) er.äßilen 

02.76 

02. 77 

bei fehlender Decke u. 

bei fehlende. Fußboden u ............. .. 

5 v.H • 

15 v. H. 

5 v.H. 
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bel Ceachol!hllhen 
bis zu 8. 10. 12. 

2.62 Ha.slv.eb»ude, Stahl- oder Stahl­
beton.ekelett.ebäude; dle.e Durch­
achnlttsprelse enaaßI.en sich, un­
beachadet d.r Zuachlä.e nach 18., 

bel Rundhallen u. 20 v.H .• bel 
reh lende. Fußboden u. 10 v.H . .....•...•. 

und bel fehlender Decke u. 10 v.H . ...... . 

120 llS 110 

I... 11;. 18 .. 

lOS 100 9!> 

20 .. und f'!arut>er 

90 

, 
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Wortlaut des Gesetzentwuc'fes 

03. Hotels, Peosioosbetriebe, Casthofe, Restaurants, 

lur- uod Erbo1uolshei.e u.ä. 

0'3.11 (1) ••••••••••••..••..••.•.•.•...• 

03.12 (2) .•••••••.•••••.•..••••.•••.••• 

03.13 (3) •••••••••••••••••••..•.•..•••• 

03. 14 (") ••••••.•.••.••.•.•.••..•••.•.. 

04. Baok-, VersicberuRls-, Cescbäfts-, Btiro- uod 

Vervaltuolslebäu4e, Laboratoriao, Schuleo u.ä. 

04.11 (1) ••••.•••••..••••••••••••••••.• 

04.12 (2) ............................ .. 

04.13 (3) ............................. . 

04.14 (4) ............................ .. 

05. Wareohäuser, 'aufhäuser, Harkt-, Hesge- und 

Sportb.llao, lioaka u.ä. 

OS.1 

05.2 

601a- uDd Facbwerklebäude 

05.11 (1) •••••••••••••••.•••••.••...••. 

OS .12 (2) ••••••••••••••••••.••••••••••• 

05.13 (3) ••.•.•••••..•••......••..••... 

05.14 (4) •••••••••••••••••••••••.•••••• 

Gebäude io Stsblleicbtbauweise 

05.21 (1) ••.•••••••.•••••••••••••..•.•• 

05.22 (2) •••••••••••••••••••••••.•••••• 

05.23 (3) •••••••••••.•.•••..•.••.•..... 

OS.24 (4) •••••••••••••••••••••••.•••••• 

05.3 Gebäuda in Ha.sivbauveise. Stanlskelett­

odar Stsblbetooskelettbauweise 

05.31 (1) •.••...•...•.................. 

05.32 (2) ............................ .. 

OS.33 (l) ...•.•••.•..••••...•.••....•.. 

05.34 (4) ••••••..••••••••.•.•••••••••.• 

5/83 

500 

950 

1.400 

1.850 

500 

900 

1.300 

1.700 

300 

430 

560 

090 

320 

580 

840 

1.100 

400 

750 

1.100 

1.450 

62 
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3. Hotels. Casthofe. Pensionauetriebe, Erholungs­
und Kurhel.e, Restaurants u .• hnl. 

3.1 Holzgebaude und Fa~hwerkgebauoe 

5/ .. 3 

3.11 liehr elnrs"he AusfUhrulIg .................. \~O 

3.11 einra~he AUlifUhrung ....................... 180 

3.13 alttiere AUlirUhrung ....................... 230 

3.14 gute AusfUhrun, ..•••...................... 280 

3.15 .ehr ,ute Ausfllhrunll ....•................. ~"(l 

3.2 n ... slv,ebliude, Stahl- oder Slahlbetonskeletl­

,ebaude 
3.21 .ehr elnfa~he AusfUhrung .•................ 200 

3.11 elnra"he AusfUhrung 280 

3.13 aH tiere AusrUhrung ....................... 370 

3.24 gule AusfUhrun, .••....•.••................ 480 

3.25 aehr ,ule AuafUhrung ....••................ 600 

3.3 Neben,ebMude I Cara,an , WaschkUchen, Wlrlsct.afts­

,eblude u . .nnt.) 
3.31 .ehr einfache AusfUhrung •................. \~O 

3.32 einrache AusfUhrun, 200 

3.33 .lttlere AusfUhrung ....................... ?~O 

3.34 ,ute AusfUhrung ........................... 300 

4. Bank-. Veral"herun,s-. Ceachäfts-. BlIro- und 
Verwaltung.,ebaude 
4.1 sehr einfache Ausfllhrung ....................... 2'>" 

4.2 einfache AusfUhrung 3'>0 

... 3 altllere AusfUhrun, ............................ 4~U 
4.4 ,ule Ausfllhrun, ••.........••................... 5~,O 

4.5 sehr ,ute AusfUhrun& ........................... 650 

5. La8erhau&~r und KUhlh.us~r 
5.1 Holz&~baude und Fachwerkgebaude ................ l~l' 

~.2 Massivgebaude. Slahl- od~r StahlLetonskeJettgt"li .... uuC 

5.21 ebenerdig .......................... ·.····· ?OU 

5.22 Tragfehi@kelt der ()eckell bis \()OO kg/.
l 7~" 

5.23 Tr.,grahlgkelt der \>eckeJl .Iber 1000 kill"? ., y". 
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Wortlaut des Gesetzentwur'fes 

05.4 Hallen, das sind Gabäude oder Gebäudetaile 

.it aiaer Höhe ( Gasch08höhe ) über 6 •. 

8ei den Wertansätzan ist eine einfache Aus­

führu~a und eina Traafähiakeit der Deckea 

bis 1.000 ka/.2 unterstellt. 

05.40 Holz- und Fachverkaebäude 

ohne feste Einbauten 

05.41 vie 05.40, jedoch 

.it fastea Einbauten 

05.42 Gebäuda ia Stabllaichtbauveisa 

ohna fasta Einbautea 

05.43 via 05.42, jadoch 

.it f.stea Eiabaut.a 

05.44 Gebäude ia Mas.ivbauveise, Stahl­

.k.Iatt- oder Stahlbetonskelett­

bauvai.a 

ohaa fa.ta Eiabaut.a 

05.45 vie 05.44, jadoch 

.it festen Einbauten 

S/.3 

190 

240 

250 

300 

330 

400 

05.5 Di. Durchschnittspreis. der Baukla •• e 05.4 sind zu 

a) erhöh.a 

05.50 bai Sheddächern u ••••••••.••••..•• 

05.51 bai Yorbaad.n •• ia von Decken .it 

.iaar Tralläbiakeit von 

10 v.H. 

Ub.r 1.000 ka/.2 ua ••••••.•..••. 5 bis 20 v.H. 

05.52 b.i vorbaadeaer Wär.edä •• una ua ..• 

05.53 bei b •••• r.r Ausführung ( ins-

b.sond.r. der Fußböden, Fenster. 

Türen, b.i Vorhandensein von 

10 v.H. 

Wandflie.en u.M. ) u •.••....•... 5 bis 20 v.H. 

05.54 bei als Teil des Grundstückes 

zu betrachtenden Zentral-

heizunaen u •••.•.•••.•••••.••.•. 2 bis 6 v.H. 

05.55 bei vorhandene. Personenaufzug 

um ••..•.•...•..••..•••.••...•..••• S v.H. 

• 
63 
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Wortlaut des Gesetzentwur'fes 

b) er.ä8iaell 

05.56 

05.51 

bel. feblender De~ke .............. . 

b.l f.bl.lld •• F .. 8bode ............ . 

06. Theater. Li~ht.p1el-. IOßzert- .. nd 

lOßlre6hä ... er 

15 •. H. 

5 •. H. 

5/113 

06.11 (1) .••••••.••••••••••••.•.•.•..•••• 400 

06.12 (2) •••••.•••••••••••••••••.•••••••• 700 

06 • 1 J (J) •••••••••••••••••••••••••••••••• 1 . 000 

06.14 (4) •••••••••••••••••••••••••••••••• 1.300 

07. (r.llk.llbi .... r .. lid S ••• tori.1I 

07.11 <I) •••••••••••••••••••••••••••••••• 

07.12 (2) .•....•..•••.......•.•....•..... 

01.13 (3) •••••••••.•••••••.••.•••...••... 

01.14 (4) ••••••••••••••••••••••.•••••••.. 

500 

950 

1.400 

1.850 

64 
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6. Thealer ulld Lichts!> >Ihäus"r 

6.1 Saallheater (ohn" besollderes lIuhnenhaus) 

6.11 sehr "infach" AusfUhruoI ....•........... 

6.12 e;roCachl! AushlllrulIl 

5/. 

2()( 

?o;C 

6.13 ... HI"r" AusfUIII'unl ...•.....•.•..•........ j2( 

1\.14 ,ute AusfUhruni .•..•.......••.••.•........ 4()( 

6. I ~ s,,"r lut" AusfUhruni .........•.•.••....... o;OC 

1\.1 Voillhe .. ter (Ollt besond"r". BUhnen'.aus) 

6.21 "ehr "infache AusfUhruoI ....•...........•. 2()( 

6.22 einfache AusfUhruoI ....•..•...•.•.••...... 24. 

6.23 altUere AusfUhruna •••.•••..•.•••..•...... 3()( 

6.24 gute AusfUhruoI •..•••...•.....••..•....•.. 31( 

6.2~ sehr lute AusfUhruoa .•.........•.......... 4~( 

1. WetrenhSluser. Kaufhauser, Markt-, tksse- und Sporl­

hallen, Kioske u. lihnl. 

1.1 1101 zgebäude uod f ach .. erkaebau~e 

7.11 sehr "i nrache Aus(Uhrunl .................. I ~( 

7.12 einfache AusfUhruoa ..................•.... 18t 

7.13 .Ittlere AusfUhruoI •...................... 23' 

7.14 lut" AusfUhrunll ........................... l8t 

7.1~ sehr lute Ausruhruni ...................... 30;' 

1.2 MasSivgeb"ude. Stahl- o<ler Slahlbeloroskeletl@ebaude 

1.21 sehr I!lnfaehe AusfUhrw'l ...•.............. 20< 

1.22 einfache Ausruhruni ••..................... 21, 

1.23 alt tier" AusfUhruoI ....................... 3S' 

7.24 gute AusfUhruoa ........................... 44' 

7. 2~ sehr lute AusfUhrw'l ...................... ~S' 

7.3 Hallenbauten (Gebäude alt Geschoßhohen uner 6 ~ 

ulld .. enli Innerer Au.stattun~) 

1.31 Hol&lebaude und fachwerkS"baude ohne feste 

TrlbUne..-Iobaulen ............... . . .. . .. . .. .., 

7.32 .. te 7.31 Jedoch aU Trlblmene.ubauun ..... 11' 

7.33 t'a&61Vaeb .. ude. Stahl- oder Stahlbe-tons,<elelt­

lebaude ohne feate Tribunen oder Ranaelo-

bauten .••••••....•................•....... 1 ~( 

7.34 wie 7.33 Jedoch alt TrIbunen oder Ranf-

elntJauten •............................. l,k 
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Wortlaut des Gesetzentwur'fes 

08. Tankstellen 

08.11 (1) 

08.12 (2) 

08.13 (3) 

08.14 (4) 

09. Hallenbäder 

• IO ........................................... .. 

......................................... 

........................... 0 ••••••• 

09.11 (1) •••••••••••••••••••••••••••••••• 

09. 12 (2) •••••••••••••••••••••••••••••••• 

09.13 (3) ., •••••••••••••••••••••••••••••• 

09.14 (4) •.••••••••••••••••••••.••••••••• 

10. E1nfa.111enhäuaer und a1nfa.111enhausart1le 
Gebäude 

10.11 (1) 

10.12 (2) 

10.13 (3) 

10.14 (4) 

................................. 

................................. 

................................. 

..................................... 

11. HebeDlebäude der Gebäude der Bauklassen 03. 

bis 10. ( Garalen, Wirtachaft.lebäude, Wasch­

küchen, Werkstätten, Geräteachuppen u.ä. ) 

11.11 (1) 

11.12 (2) ............................ . 

11.13 (3) ........................... .. 

11.14 (4) ............................ . 

S/.,3 

350 

650 

950 

1.250 

600 

800 

1.000 

1.200 

400 

800 

1.200 

1.600 

300 

450 

700 

1.000 

65 
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8. Krankrnhauser ufld Sauatorien 

8.1 S"hr "ln("rh" AusfUhrunI 

5/,.3 

200 
8.2 .. ,,,fach,, lIusfUhrun(l ..•.......•.•...••..••••...• 210 

1\.3 mit tJf'r" AusfUhrun, ......•.•...•.••..••.••..... J50 

8." cule lIusf,jI.runll .••....•...•..•••••...••.••....• 420 

8.5 sehr eilt" AusfUhrun •.•••.•••••.••••••••••••...• 500 

11.6 "ehenR"~,äu"e (r.arag"n, ItOeI"," und Wlrlsrh"fts-

" .. I1!tu"") ...................................... wie ßaukl .. s-

9. Tank~tellena.bäude 

9.1 sehr elnfaehe AusrUhrun/! 

'1.2 .. Inraehe Au"r,lhruna 

9.3 Mittl .. re AusrUhruna ............................. 

se 3.3 

170 

200 

250 

9." Rul e Au"fUhru". .•••••..•••••••••••••••.•••••... 300 

9.5 Lehr Vlile AusfUhrunR ........................... 400 

10. Hall""IJIIO"r 

10.1 s~hr !Jn~ lche AusCUhrurl& ••.•.•.•..•..•......• C!c"o 

10.2 elnr .. ch" AusfUhrun ........................... 100 

10.3 lIittlere AusfUhru" ........................... :>',IJ 

10." gute AusflJhrung ••.•.................•........ 4[l(} 

10.5 &~hr Hute AusrUhrung ·.0 ••••••••••••••• 0 •••••• !..oo 

11. Ejnfamt)l~nt.äuser UII" ~jnf8rnillenh.\I~artt!?f' Gf>l>/IIIC1e 

11.1 1101 ~~ebllu<J" "nd rach .. "rkgebliude 

11. 11 sehr "j nrach .. Ausrllhruna ............... 1"1, 

11.12 elnfarhe A.,sfllhrunR ;'(X\ 

11.13 IIlttJer" AusrlJhrullg .................... 2!>() 

11.14 Rute AusfUhruoR •....•.................. JOO 

11.15 aehr @ule Ausnlhrung ~oo 

11.2 H8ss'vg"b~ude, Stahl- od .. r Sta"'IJ"tonsk"l"t!~ .. h'ud" 

11.21 sehr "I .. raeh .. AUS51Attune .............. ?UO 

11.22 eln(8rh" AuafiJhruIIg 

11.23 Mlttl"r" Ausrolhrun" ..... 
no 
JfW 

11.24 gU!" A.,srUhrUllR .........• ~(~I 

11.25 ... hr jjute Ausführung ................... 6'>0 

1 \. 3 IIeb""R"bllud" (l. B. Gara,,,n. 11 .. rI< 5 la t I "n) ....... Ie e.IU­
kJ'I~~~ 1.1 

t 
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Wortlaut des Gesetzentwur'fes 

12. Burlen und nö.ter. die bis zum Jahr 1800 

errichtet wurden 

12.11 (1) 

12.12 (2) 

12.13 (3) 

12.14 (4) 

............................................ 

........................................ 

...................................... 

............................. 

13. Off ••• H.ll •• , Ub.rd.cbu.I··, 

Flu,däcb ... 

13.1 ob •• el ••• e Stütz •• 

13.10 u. 3 •• u.kr.I •• d ................ 
13.11 ilhr 3 ..... kr •••• d ..................... 

13.2 .1t .1, •••• Stütz •• 
13.20 1. Holzko •• truktl0. 
13.21 1 ••••• 1 •• 1' lo •• truktlon .•.•••.• 

13.3 Durchacb.lttapr.' •• für Fu8böden 

... d U ..... du.' •• 

13.30 Fu8böd •• , Do ... lt dl ••• nicht 
.1. V •• - od.r Pl.tzb.f •• ti.un.eo 

1. SI ••• d •• § SI Ab •. 1 •• zu-

5/ .. 3 

no 
400 

SSO 
700 

S/.2 

300 

4~0 

4~0 

6~0 

•• b ••• 1.d, al.d .1t .•••••.••••.. 100 bis 200 

•• z ... et,.n. 

13.31 U .... ndun •• n .1.d .it ............. 50 bis 250 

a.z .... tz ••• 

66 
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12. Klösl.r und Buraen; ;.baude. die vor d •• Jahre 1800 

errichtet wurden und .Ine "auerstarke von 1 • oder 

.ehr haben; Kotzl.aelbauten 

12.1 sehr einrache AusfUhruna 

5/ .. 3 

100 

12.2 einfache AuarUhrunl .......................... 150 

12.3 .lttler. AusrUhruni .......................... 200 

12.4 lute AuaCUhrWlI .............................. 270 

12.5 a.hr aut. AuafWlrunl •...•••.•.•.•.••.•••..... 400 

13. Keller und Kellera.schoa •• 

13.1 •• hr .1nCach. Au.CUhrunl ..................... 150 

13.2 .lnfache Au.CUhruna .......................... 190 

13.3 .lttlere Au.fUhrWlI .......................... 250 

13.4 lIut. AuaCUhrunl .............................. 350 

13.S •• hr aut. AuaCUhruna .•••••••..•••.••••....... ,00 

14. Ub.rdachunaen. fluld.ch.r; 

dl. DurchllChnlttaprel.e alnd bel "omanden.eln von fuß­

böd.n ua SO S bl. 100 S J •• 2 zu erhöhen; Umwan~unaeo 
.lnd alt ,0 S bl. 100 S Je .2 der Uawandunl an&usetzen 

5/ .. 2 

Prel. J •• 2 Uberöachter flache bis 
J. Uber 3 .. 

ausk('aij,end 

14.1 Uberdachunaen ohne ollene StUtzen 

14.11 In Holzkonstruktlon oder Kunststoff 100 150 

14.12 In Stahl- oder Stahlb.tonkonstruktlon. 200 300 

~el e1ner Hohe bis zu 

). ~m Sm 
und darUber 

14.2 UO.rd.chuoien alt elaenen StUt&en 

14.21 In HoIZkonstruktlon o~er Kunststoff 1')0 200 2')0 

14.22 1n St.hl- oder Stahlbetonkonstruktion. 200 300 3')0 
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Wortlaut des Gesetzentwur'fes 

14. I.ller und l.llerl.scho8e yon Ceblud.n 

der Bsukl •••• n 01. bl. 13. und 16. 

15. 

14.11 (1) 

14.12 (2) 

14.13 (3) 

14.14 (4) 

Mletwohnlrund.tücke und le.lachtlenutzte 

Crundstücka 

15.1 H.uptl.bluda 

15.11 (1) ••••••••••••••••••••.•••.•••••• 

15.12 (2) ••••••••••••••••••••••••.•••••• 

15.13 (3) •••••••••••••••••.••••••••••••• 

15.14 (4) ••••••••••••••••••••••••••••..• 

15.2 NebeDlablud. ( C.ralen. Werkstätten u.l. ) 

15.21 (1) 

15.22 (2) 

15.23 (3) 

15.24 (4) 

5/.3 

300 

450 

700 

1.000 

5/.2 

1.400 

2.800 

4.200 

5.600 

900 

1.400 

2.200 

3.000 

67 
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15. S/.2 
"letwohnlrundstUck. und le.lscht,enutzte CrundstUcke 

15.1 Holz,ebaude und Fach"erklebaude 

15.11 .ehr einrache Ausruhrun, ..•.•.•.......• 400 

15.12 einrache AuarUhrun, .................... 550 

15.13 .Htl .... Auaruhrunl .................... 750 

15.14 au te Ausruhr""a ........................ 950 

15.15 s.hr lute AusfUhrun •...............•. 1300 

15.2 "asslv,ebaude. Stahl- oder Stahlbetonskelettaebaude 

15.21 sehr einrache Ausruhruna ••••••.•••••••• 500 

15.2:> einfache AusfUhrunIl .................... 800 

15.23 aatlere Ausruhruna ................... 1:>00 

15.24 Jute Ausruhruna ....................... 1800 

15.25 .ehr aut. AusfUhruna •••••....•...•••.• 2500 

15.3 "ebenRebaude (a.8. CareRen. "'erlestatten) 

15.31 sehr einfache Ausruhruni ............... 450 

15.32 einfache AusfUhruna 550 
15.33 alttlere AusfUhruni .................... 750 

15.34 aut. Auaruhrun ........................ 1000 

.. 
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Wortlaut des Gesetzentwur'fes 

16. Gar ••• n, .ov.1~ .i. n1cb~ un~er 11. oder 15. 

fAllen 
16.1 P.rkbju.er ( •• br ••• cbo81. ) uDd 

T1ef •• r •• aD 

S/a3 

16.11 (1) ••••••••..••• •••••.••••••••••• 350 

16.12 (2) •••••••••••.•.•••••••••••.••.• 

16.13 (3) ••••.•••••.•••••.••...•••••••• 

16.14 (4) •••••••••••••••••••••••••••••• 

16.2 So •• ~1 •• G.r.,.D 

16.21 (1) •••••••••••••••••••••••••.••.•• 

16.22 (2) •••••••••••••••••••••••••••••• 

16.23 (3) •••••••••••••••••••••••••••••• 

16.24 (4) •••••••••••••••••••••••••••••• 

16.30 P.rkd.ck •••••••••••••••••••••• ja C •• cho8 

17. I.~ 1DD.rb.lb d.r a.ukl •••• n 01.,03.,04.,05.1 

bi. 05.3, 06. bi. 12. uDd 14. bis 16. eiDe .in­

dau~i.a E1D.~ufun. Dich~ .ö.11cb, so ist e1D ent­

• precb.ndar Zv1.ch.Dvar~ •• zuD.ha.n. 

18. I. ob1 ••• B.ukl •••• D n1cbt eDtb.ltene Gebaude 

od.r Ceb'ude~.lle .1Dd n.cb j.Der Bauklass. zu 

b.v.rt •• , di. e •• b •• ~e. 1br.r Beuv.1 •• uDd Au.­

• ~.t~u., •• t.pr1cbt. 

19. Di. Durcb.cb.l~tapr.la •• 1nd zu .rhöhen 

(d1 •• a1lt .1cbt für d1. B.ukl •••• n 02.,05.4 

und 13. ) 

500 

800 

1.150 

270 

400 

650 

900 

S/a2 

1.300 

19.10 bel beson4ers aufwen4iger Ausfuhrung, 

insbesond.re be1 über4urchschnittllch"r 

V.rveD4 uDa hochverti.er ".terialien 

( .atursteln, Schaiedeeisen, Edel-

holzer u ••• ) ua •.••••.••.•••••. 5 bis 15 •. H. 
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16. l&t illnerh.lb der Ba"lasaen I, 3, 4, 6 bla 13 und I~ 
eil •• elndeuUae Eln.tuCuna nicht llCiaHch, ao lat ein 
enl.pr.ch.nd.r Zviach.nwart anzuaatzen. 

17. In oblaen ~auklaa.en nicht enthaltene Cebaude und CebauOe­
teile alnd nach Jener Sauklas5e zu bewerten. die ihrer 
~auwelae und Auaatattuna entaprlcht. 

18. Dl e Du rc h .... hn I U."ntl se sind su 

18.1 bel aufwendl,.r Auarühruna 
die. alle nicht CUr die In 

erhöhen: 
I) 

2. bezeichlleten bau-
klassen, ................................. !> "15 25 v.H. 

18.2 bel Hochhau.ern, d ••. Ceb.ude oder Ce"aude­

tell., bel Clenen der rußbollen alnllesteh& 
eln.s Cesehoases 25 a uber der Erdoberfläche 
Ueat, fur Jeden weih'ren vollen .le tel' 
oe Je .................................... o.~ v.ll.; 

.'-.ACae-bend ist der UuterSf.:hJed Zv16C'h~fl 25 .. 

und dar Obenaßte der Decke des oberst ~II 
Vollaeschosses; der Zuschlaa 1st auf d,e 
Durch&chnl ttsprelse .ller Ceschosse (auel. 

Kelleraeschosse' ."zuwenllell; 
18.3 bel ala feil des Crwldstuck~s Z.u tJelr~ctltt"rl.jen 

ZentralhelzulI&en Ua ...................... J LHS /) v.H . 

J8.4 1CI, .... nI8l1"n .............................. /1 Lns 10 v.H. 

1) Ub~rdurC'hsC"hnjttlJchf" \ler.-c.:uduug hochwe."tlprr Mi:tol('r'li-IlJ~n 
wie Naturstein. kl1nkt!r. H.,rA,(.", Me-t&tlle. t:df'Jtlolzer. ~.ChndrdL'­
eisen. Glo8 u. ahnt. t..zw. HJf"'(·lhJl~t· Ausstdl( fU111I wlt' :,{ hwlll.ß­
br.cken, Sauna. orr~ne K .. lklne u. ahnJ. 

143/M
E

 X
V

I. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
69 von 77

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Wortlaut des Gesetzentwur'fes 

19.20 bei Vorhandensein 90n Anlalen, die in 

den Durchschnittsprelsen nlcht berück­

slchtilt sind (offener (e.in, Seune, 

Alar.anlalen, Dachrinnenheizuni u.ä.) 

u. ••••••••••••••••••••••••••••• 2 bis 8 9. R. 

19.30 bei Gebäuden .it .ehr als acht Voll­

leschoBen über der Gel.ndeoberfläche 

u. Jeveils ....................... .. 

pro vaitere. VollleschoBI der Zu­

schlal iat auf die Durchachnittspreise 

aller GeechoBe einachlieBlich der 

lelleraeachoBe ) enzuvenden. 

1 •. K. 

69 
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, • 11 
..,.....u. lIir .1. _u.. ... _~ ........ 18n _. __ u. 

_''-._Al~---'_.-._ 

-.11 •• ' .. "FI.I ••• ' •••• 1 , a , • 
r~-, ~. ...,- lIepI.o - """-~-

....... ,,-.---- ........ ,_. ..... ·et._. _w_ 
I 

...u _____ 
~ ...,----, It.-llil _ __all ... 

I 

2.~ - --,.....-- -.-.----. -~"'.-.... _._ .. ---,- --..-.. .... - ~,~ 
__ .I~ 

',.- 1II111Ü11M11 .... 1Iol ... la • ..... - ..... -
~ 

'.~ tW_,- 1Ioleo,-- ,.,_r.u-
111&0 ....... _ .. 

~w ... _ --- t __ .~ -- ~ ,..- -- ~~ a..-..... _ .. IIol ...... -,- ....... -~ % ... -- .-.... --• .u 11 
.1 _ 

... - -- ..... lo" ___ 

-"~ - Il ......... ., ..... --- w.t_'11o_ 
........ 0---. _.u .... --..- •••• i .... - lilZ:r -ru-

7 •• ,_IIU .. _ -- - - -"1wft1o_ 
~ ....... w.t __ 

.. - ----- lo oIloa ""'- lo.u_-.- lo.u_-.-
-u.lo"_ -- -

I) '=-.--:.-:':'" --_ .. .... _ •. ..-
UI''-'''~I 

n_Ial ..... 
_w ..... __ 

.s.1al ............... Ial" __ -.. ..u_ ----- loolloa-,-
lo.u ____ lo.u __ 

.... lo .. _ ... ..u..t.U .... 

Il ~ .... -""' .. , ... --_ ... __ ol ... i-- ~ .. ,-
100"'--'_ - _ lo.u._ 

lo.u ___ 
lo_lOIIl. 010 0.---- - 0101Olll .. -.-. ........ ---.......... -- _lo ........... 
---.. .u1Ol.u. 

t) ---- _..u.-u. .. , --- .. , --"', ..... .. -ö __ 
--~ 

__111- _,"--.u_ - ........ t>l&l-'- _ -
11. ""'- --- .- --'-40 -- ---..u. .... __ ---- ----..... -----11- _____ ".JA. 

-....-...-., -... ....... ---. .. .u.._ ""'- lo .u __ - ___ .uo 

..--
I) bei GIbludi" "dir G.bludttultn. dl, de,. leh,,.btrgun, cli."lr: 
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Herka.le tu.r 41. s~urreilun der bAulichen AusfUnrWl e!.ne, ~ca\,ld..es oder 
eo&" .t~l es 

01_ Tabell. enthalt 41. be1 &ll.n Geba .. deart.1l *l911c"'" Merlalal •• Sllld bei Gebaaden (GeblilldetOllen) >'"% 
ItU'laIal. Ubl1che .... U. ,,1cllt yorllmdell. 11.nd .1e .. Leht I" be&ellt.n. II&Og.l>li.cll tu cU. i1J\.tIlE\ln~ '" 1,. 

1. DW'eh.elvu t t l\lud tende GUt. der " ... EWIrw\V • 

.... - 11. Geb.wdetell 

'. o.eh' 

2, r .... de' 

Mhr 
.1n1ach. 

e1n1ache alttl .... 

" ... ,w....ng 

Stroh, Sell~- .illl.che Zl.­
del. 'appe g.l.ill~kUIlg 

.inlacher e1n1&Cl1er 
I'IIU 04er IIoh- I'IIti 
b ... 

cIoppene Zi.g.l-. 
V.ll.t.rnit- 04er 
1'I'.8k1 ... inc1e<: kUIlS 

.11l1&Cl1er I'IItz 

gute 

Cternit- 04er 
11echeiadeckUIlg 

Ide1puU 

senr 'J\.l U"t 

" .. tursch1ef.r-
e lndec~.l!\9'; :'.Ich 
.1 t ~!onderer tI"' .. lsollerunq 

Cde1puU ö Verk1e 
411nge" eH " .. ur 
04.r Vtrbt.ndste 

]. Deck.n: KOUb&l.ull GewGlbe. fiollb&lt." Ka'.'V- Oder r;r~19t~'ld.c:.en 

4. Fenster: t.nweise 11n- lAbe.."teg.nd 
faeht.ll.t.r Doppell.n.ter 

5. '!'Ure": ar.tterturen 

6. I'IIßDOJen: We.<:lIho .. ; 
Beton 

7. Boden- Wld v.no-
n lesen 1n den 1a 
Betrlcht k.-enden 
Rä~n (s.B. fliehen. 
Bl!dern. TOiletteD. 
Verk.uf5- u. ~.ger­
rilumen sowie tr­
UUgIIngSltltten) : 

tune 

nlllwrgltUr.n 

'oI';C"lIo11. ~i-
1>01 .... ",,4 
[wr.tstoit 

gu1Dglllgi; 

Doppe11.n't • .,i-ifollverl>\iJld­
I.alter 

nlllllngsturen 04er 
' ..... ltur.n 

Velehholl. Linole­
... ""d IUaltltol'. 
1 .. -ehre ... " 11-." 
Kutholl 

, ...... 1 t .... en t ..... -
al.rt 04er 
l&ekutrt 

11l '~- .... 4 
lI\lrOr'a~1l HU't­
holz. Parket t 
oder Sp ..... t.p-

MeUll-, [u"stot 
Cde1holl'.ntter, 
llOli.rvwrg1 .... n 

wia gute Au.fUhr 
tellqlSe '!"..!.ren 
14elh'll:ern odf\r 
Metall 

in einIgen iJulH 
Parkett AUS best, 
Hölnrn 

p1,,"" ____ _ 

1D lIelClII'lDk­
t .......... 

1. er'-,,­
l1d1en "11 ... 8 

wie gIIte "'lIIllIIIl 
unter teil_iMl 
VeMNn4u.ng von 
""u1tbo4en- ..... 
lIOuiktl, .. en 
ll, .M1. 

C. Wotss.!" und Toilet­
ten: 

auBerh&l. 0 der 
Wohnungen 

t.U ... 1 .. 1n 
4en Vohnwlgen 

1n den V_­
;.n 

i.. den VoIutWlgen; 
GUtnl_r ., t 
'liea •• IMr 

vi .. gIIte AII.rUIu 
u.n~ &"slttliche 
Toilette-

9. S.de:lIuner: kaine 

~~. Antf'il besonderer keine 
RaufW (Direkt 10n5-
Zl~r. Gesell­
sch.!'tsr.~. 
S.lon! u. dhnl.) 

",. :..:.t t: 

in einig.n 
VOlv"mg.n 

keine 

i. der 1IDer-
wi e!IUden An­
salII der V_­,.n 

in .,. .. VolunU'lgen; 
.... t.J.1 .... r alt 

,.lle8Y&SaeT 

In einu An'.hl. 
die llber da 
Wohnl,lng le lnhe 1 U 
h1nausgeh' 

aeber\leJ"glu>g. be tri. be : 

"ag.no.der ,. 
.. .... ,elleB<ler 
AD&alIl 

gerlnller An­
teil 

wie alttlere AIIS- UbeJ"Viegend t1a-
tIIAnrn., tcll- Mr al t Ba<! 
",'.e Zi-.er ait 
I.d 

kl.'nere und 
grOBere ....... 
1ft beoach t 11 eh •• 
Anteil 

be~onders :J1'eSer 
Anteil 

.... A! =:= _-y-. __ 
keiner bel aehr Als ~ Voll .. 

gesctlosHJl, 
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ABSCHNITT III 

Grundsteuer 

Wortlaut des Gesetzentwurfes 

§ 2 Z. 7 lit.b 
b) GnmcIbHIIz, der nicht von den unter lIt. a genannten K~ 

fGr die In ... a bezalc:haeten ZwHll. benutzt wird, .... dar ...... 
mInI.ter 10, finanzen Im Elnvamahman mit dem fIr daI F8CIItIbIet 
zustIndIgan IlundalMlnllttr anerkannt hat. daI dar ~ 
11ft a .... 1WdIan InIarMM ..... LIl a zweiter Salz ...... ,..... 

Bei Vorliegen der übrigen Befreiungsvoraussetzungen 
ist der Grundbesitz von der Entrichtung der Grundsteuer 
ab deM I.Jänner jenes Kalenderjahres befreit, das der 
Anerkennung, daB der Benutzungszweck im öffentlichen 
Interesse liegt, folgt; 

§ 3 Abs. 1 erster Halbsatz 
(1) Grundbesitz, der Wohnzwecken dient, ist nicht als für 

einen der nach' 2 begünstigten Zwecke benutzt anzu-

sehen; 

§ 3 Abs. 1 Z. 4 lit.b 

b) die Wohnriuma fDr 8chOIar, ZOgiInga, lAIIrInga oder KInder bei 
Grulldb .. II&, der ........ 2 Z. 7 At. b lDr die In • 2 Z. 7 Ht. a ge­
nannten Z..... benutzt wird, .ann dar Bundaemlnlaler lDr FInan­
zen IM EInvarnahman mII dem fOr du F~ &1 .. lndIgen lIun­
daImIn"'" anarkMn' hat, daI die Unterbringung der 1c:hOIer, zag. 
1Inga, Lehrtlnoa oder KInder In den WoIwIuman zur ErfOIIung der 
Im • 2 Z. 7 bez.lchnaten Z ..... notwendig .... Der bMoncIaren An­
erkennung bedarf .. ohne ROc:ka1cht darauf, ob hln8lch1llc:h die 
Grundbeellzee, zu dem die Wohnrlume ............ Anertlennung 
Im Sinne ... 2 Z. 7 1ft. b aullfl"Proc:hen wurde oder nicht·. 

§ 2 Z. 7 lit.b letzter Satz gilt sinngemäß; 

Derzeit geltender Gesetzestext 

§ 2 Z. 7 lit.b 
b) Grundbelltz, dar nicht von den unter At. a ......... K ........... .. 

rar die In 111. a bezeichneten Z.HIl. benutzt wird, .... der ....... 
mlnI.ter 10, FInanzen Im Elnvern.hmen mit dem fIr daI F ....... 
zuellndlgen BundHmInIa'.r anerkannt hal, daI dar ......... ... 
Im Offenlllc:hen InIe,.... IIeiJI. lIt a zweIIer Satz ................ ; 

§ 3 Abs. 1 erster Halbsatz 
.. (1) ci~ der Wohnzwecbn dient, ... nIcH ........... der MCIl 
i 2 Z 1 bIa • und Z 10 begOnaIIgten Z ..... benutzI ........... i 

§ 3 Abs~ 1 Z~ 4 lit.b 
b) die' Wohn' .... rar 1c:hOIer, ZOgIInge, LeIWfInte oder KInder bei 

GrundbHltz. der ....... 2 Z. 7 111. b lDr ... In • 2 Z. 7 ... ge­
nannlen Z..... benutzt wird, .ann dar .und .. mI ...... ' fGr Flnan­
zen Im Einvernehmen ... dam lDr du FacIIgebIat &1"'nll.l .... 
d.smln"'" anerkMn' hat, daS die Unlerllrlngunfl der 1c:hOIer, zag. 
linge, Lehrlinge oder Kinder In den WohIIrIcaen zur e,taIung der 
Im • 2 Z. 7 bezeichneten Z ..... notwendig .... Der belOnder .... An­
erk.nnung bedarf .. ohne ROc:kaIcht dar_, ob hlnak:tl1IIc:h dee 
Grundbeellz ... zu dem die Wohnrlume ............. Anerbnnuftg 
Im Sinne dee • 2 Z. 7 lIt. b aUlQllPf'OCMn wurM oder nicht: 

... 
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Wortlaut des Gesetzentwur'fes 

§ 4 Abs. 4 

(4) Bei Werkstätten und ähnlichen Einrichtungen in 
Strafvollzugsanstalten, Arbeitshäusern, Erziehungs­
anstalten, Blinden- und BehindertenheiMen und anderen 
derartigen Anstalten, die unter § 2 fallen, ist eine 
unMittelbare Benutzung für steuerbegünstigte Zwecke 
anzunehmen, wenn die Beschäftigung der Anstaltsin­
sassen in den Werkstätten usw. zur Erfüllung des An­
staltszweckes (ZUM Beispiel aus Gründen der Besserung, 
der Erziehung oder der Gesundung) uneriä8lich ist. 

§ 12 

12. Maßgebender Wert 
Besteuerungsgrundlage ist der für den Veranlagungszeitpunkt 
maßgebende Einheitswert des Steuergegenstandes. 

§ 20 Abs. 4 
(4) Abweichend von den Bestimmungen der Absätze I bis 3 

ist die im Anschluß an die Hauptfeststellung der Einheits­
werte des Grundvermögens und der BetriebsgrundstÜCke im Sinne 
des § 60 Abs. 1 Z. 1 des Bewertungsgesetzes 1955 zum 
I.Jänner 1986 durchzuführende Hauptveranlagung der Steuer­
meßbeträge erst zum I.Jänner 1989 vorzunehmen. Dieser Haupt­
veranlagung sind die Einheitswerte zugrundezulegen, die für 
den Wirksamkeitszeitpunkt dieser Hauptfeststellung (I.Jänner 1989) 
maßgebend sind. Entsprechendes gilt für die anderen in diesen 
Einheitswertbescheiden getroffenen Feststellungen. Für vor 
dem I.Jänner 1989 liegende Zeitpunkte gelten die bisherigen 
Veranlagungen der Steuermeßbeträge. soweit nicht die Voraus­
setzungen für die Durchführun9 von Fortschreibungs- oder Nach­
veranlagungen zum I.Jänner 1986, I.Jänner 1987 und I.Jänner 1988 
gemäß §§ 21 und 22 des Grundsteuergesetzes 1955 gegeben sind. 
Diesen Fortschreibungen oder Nachveranlagungen sind die ge-
maß Art. 11 Abs. I des Abgabenanderungsgesetzes 1982 er-
höhten Einheitswerte zugrundezulegen. 

72 
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§ 4 Abs. 4 

(4' Bel W.rUtlHen und IhnlIehen Elnrlehtu ..... In Stratr~, 
ArbeIlIhlUMrft, Erzlehung .. nstalten, Blinden- und KlOppe ........... und ..... 
ren derartigen Anstalten, die unt.r f 2 lallen, Ist eine unmittelbare Benutzung 
IOt steu.l'betIOMtIgte Zwedl. anzunehmen, wenn die hlChlftlgung ..., Alt­
staltalnaauen In den W.rblltten usw. zur ErIOlIung .... AMtaItazweck .. 
(zum B.1sp1ei aus GrOnden ..., B .... rung. der Erzlebung oder ..., GMun­
dung) uMflllIlc:h .... 

§ 1! 
§ 12. Malgebender Wert. 

fOr die a..'euerung Is' der EInhelIswert malgebend, der nach den Vor­
edlrlften d •• Bewertungsge •• tz.s 1955 10r den Sleuergegen8land lMtgestetn 
.orden .... 

§ 20 Abs. bis 3 unverändert 
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§ ?9 
§ 29 Fälligkeit 

(I) Die Grundsteuer wird a. 15.Februar, 15.Mal, 15.August 
und 15.November zu je einem Yiertel ihres Jahresbetrages 
fäll i g. 

(2) Wird der Jahresbetrag im Laufe eines Kalenderjahres durch 
neue Steuerbescheide geändert, so bleiben bereits fällig ge­
wordene Yierteljahresbeträge unverändert. Dies gilt auch für 
den innerhalb eines Monates ab Bekanntgabe eines Bescheides 
über die Erhöhung des Jahresbetrages fällig werdenden Yiertel­
jahresbetrag sowie für den am 15.August fällig werdenden 
Vierteljahresbetrag, sofern die Bekanntgabe des Bescheides 
über die Erhöhung des Jahresbetrages nicht spätestens am 
B.Juli erfolgt. Der Unterschiedsbetrag Ist anläßllch der der 
Änderung nächstfolgenden Ylerteljahresfälligkeit (Abs.I), 
in den Fällen des zweiten Satzes anläßlich 
der der Änderung zweitfolgenden Yierteljahres­
fälligkeit auszugleichen. Unterschiedsbe-

trag ist di. Oiff.r.nz zwisch.n .ine. Vilrtel des im 
lauflndln Kallnd.rJahr bis zur Änd.rung gültig gt­
w.Slnln Jahrlsbltrag.s und linl. Vilrtll diS ntu fest­
glSltztln Jahrlsbltrag.s, vlrvillfacht .It dir Zahl der 
von dir Ändlrung nicht blrührtln Vlertlljahrlsblträgt. 
B.i linlr Erhöhung d.s Jahrlsb.trlgls nach dem 
15.0ktoblr diS lluflnd.n Jlhr.s ist dar Unterschltds­
bitrag innlrhalb .in., Monat.s nach Bekanntgabe des 
dilsblzüglich.n •• sch.Id.s zu .ntrlcht.n ••• 1 tlnlr 
Hlrabsltzung d.s Jahr.sb.tragls nach dl. 15.Nov •• b.r 
d.s lauflnd.n Jahr.s 1st d.r Untlrschi.dsb.trag gut­

zuschreibln. 

(3) Abweichend vom Abs. I wird die Grundsteuer am 
15.Mai mit ihrem Jahresbetrag fällig, wenn dieser 
400 sChllling nicht übersteigt. 
I. Wi rd der im ersten 2at~. ,;enar:r.teJahresbetrag Im Laufe 

des Kalenderjahres erhöht und erfolgt die Bekannt­
gabe des abändernden Bescheides vor dem 15.Mai, 

73 -
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~ 2Y 

12 •• '1IIIgkeil und V oraulzahlung. 

(1) Die Grunde • ...., wird .. 15. , .... 15 ...... 15. AugueI und 11. N0-
vember zu Je ........ V ............. ...,....,..... ...... 

(2) AbweIchencI wom Abe.. 1 wird eile Grundel_ .. 15 ......... "rem 
...hreebttrag .1I1Ig, ........... _ ScIIIIIIng nicht _ ... Igt. 

(3) 1111 ,.11e "ner HaupIYeranI8gung der Grunde ....... 1bttrIge oder In 
den 'lilen. In denen In ............... Hauplver .... ........,...... .... neuer 
Steuerbeec:tleld zu ...t-.. Ie. (t 21), hat der ............... .... zur Zu-
stellung dtl neuen Sttutrbetchtldte zu den ,................... geml8 
AN. 1 und 2 ............. Vor .................... ZIIgrundtIegung .. zu-
letzt ' ............ n .. ...,..betnIgee zu IiIIrtdtIIn. ....... lIc::tI der .......... 
(I 27) 'Ur dae ..... dem H .. ,.... ................... aa ......... KIlltndtrJahr 
um mI ......... 10 Y. H." zuletzt "'"n.llien H.IIIIIII", 10 ~ der Vor-
lUuahlunpbttnlg unter ZugruncItIegung .. zuIttIt ....... Grwtdll.uer-
lMIbtIntgte und die gell ...... H .......... _.,n.1It ...... Der ' ...... 
Mtz1t V~ gilt lIUdI fIIr die fot....... K8IendtrIaINe .... 
zur ZUlltIIung ................ IdItIcIH. 

• 

" 
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so wird der ursprünglich festgesetzte Jahresbe-
trag a_ 15.Mai fällig. Hinsichtlich des sich er­
gebenden UnterSChiedsbetrages und der nach diese. 
Zeitpunkt liegenden Vierteljahresfälligkeit finden 
die Bestl •• ungen des Abs. 2 sinnge_'B Anwendung. 
Dies gilt auch, wenn die Bekanntgabe des abändernden 
Bescheides nach de. 15.Mai erfolgt. 

2. Wird i_ Laufe des Kalenderjahres der Jahresbetrag 
auf einen 400 Schilling nicht übersteigenden Be­
trag herabgesetzt und erfolgt die Bekanntgabe vor 
de. 15.Mai, ist der neue Jahresbetrag unter An­

rechnung der allfäll~en ersten ViertelJahresflllligkeü 
a. IS.Mai f.llig bzw. gutzuschreiben. 
Erfolgt die aekanntgabe der Herabsetzung nach de. 
IS.Mai. so finden die BesUaaangen du Abi. 2 slflnge­
•• B Anwlndung. 

141 Wird durch den neuen Bescheid auch die Jahressteuer­
schuld für abgelaufene Kalenderjahre geändert. so ist eine 
sich daraus ergebende Nachzahlung innerhalb eines Monates 
nach Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten. 

§ 30 

I 30 Vorauszahlungen, Abrechnung über die Voraus­
zahlungen und lachentrichtung der Steulr 

1l1 Der Steuerschuldner hat nach Ablauf diS Wlrksa.­
keitszeltrlu.es einer Hluptverlnlagung der Grundsteuer­
• eBbetrl,e (I 20 Abs. 3 und 41 bis zur aekanntgabe 
eines neuen Steuerbl,cheldes zu den Fliligkeitszelt­
punkten ge.la , 29 Abs. I oder 3 Vorauszahlungen un~er 
ZU9ru~~elegung des zuletzt festgesetzten Jahresbe­

trages zu entrichten. 

(ZI Auf Unterschledsbetrlgl für das laufende Jahr und 
Nachzahlungen für abgllaufene Jahre, die sich n.ch 8e­
kanntqabe des Steuerbescheldls durch Anrlchnunq der bis 
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§ 30 

130. Abrlchnung Oblr dll Voraullahlungen und 
Nlohlnlrlchlung dir Slluer. 

(1) 111 die ...... der Yorauauhlungen. die .... lur Zu.tellung de. neuln 
Sle ............ III •• zu lIIIrIcHIn .ar .... kIe6ner ... die StlulrlChuld, die lieh 
nedl dem zugul •• ln .......... c:Mtd tor die vorangegangenen FIII ....... 
l"'PUnIlII ...... _ ... der Untef~ Innerhalb Iln" Monat" nectI 
Zuelellunt .... SIIuerbIIC:It .... zu ... lrtc:tIlen (Nachzahlung). Die VIflJ,IIdt-
tung, rGdI ........ Yor~ lChon lrGNr IU Inlnmten. bleibt un-

berIIut. 
(2) leI die Summe der Vorauuahlungen. die lila lur Zu.tllluf\9 ca.1 neu ... 
St~ enlrtc:ihlll .orden IWI, gr6Ier ... die Sieueracltuld, die lIdI 
nedl dem I ............. ......... c:MId ,a, die yorangegan~ Fllllgkeill­
zeHpunlde IfIIbt. 10 111 der Unl~ae nedl Zulleliung dH Stluer­
be_*" durch Aulredlnung oder ZurOcQehlung lUuugleldlln. 
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dahin zu entrichtenden Vorauszahlungen lAbs. I1 ergeben, 
finden die aestl •• ungen des' 29 Abs. 2 bis ~ sinn­
ge.la Anwendung. Dies gilt auch für den Fall, daß der 
Steuerpflichtige bis zur Bekannt9a~edes Steuerbescheides 
keine Vorauszahlungen zu entrichten hatte. 

(J) Wird der Hebesatz (I 27) In jene. Kalenderjahr, In 
de. die I. AnSChlua an die Hauptfeststellung der Ein­
heitswerte festzusetzenden Grundsteuer.e&betrlge ge-
•• & , 20 Abs. J und 4 wlrksa. werden, u •• ehr als 10 v.H. 
des zuletzt festgesetzten Hebesatzes ge.nder·, so kann 
der Vorauszahlungsbetra, unter Zugrundelegung des zuletzt 
gültigen Grundsteuer.eabetrag.s und des gelnderten Hebe­
satz.s festges.tzt werden. Der festgesetzte Vorauszahlungs­
betrag gilt auch fUr dl. folg.nden Kalenderjahre bis zur Be­
kanntgaoe des neuen Steuerbesch.ldes. 
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(3) Die Abt. 1 und 2 geflen enleprechend, wenn die Sleuerf .. IMlzung durch 
einen neuen aelClMld mit rOdlwlrkender Kra" gelndtrt wird. 

(4) Ha"e der Steuerschuldner bIa zur Zustellung d.. Steutrbeecheldte 
keine Vor.uezahlung zu entrichten, eo hat er die nach dein SttutrbHchtld 
10r die vorangegangenen Fllligkeitezeilpunkte lieh ergabencle Steuenchuld 
Innerhalb .In.. Monat" nach Zustellung d.. Steutrbeecheld.. zu entrfchten. 

.t 

• 
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ABSCHNITT IV 

Vermögensteuer 

I 1 Altl. , Z. 1 

3. a) Unternehmen, die der öffentlichen Versorgung mit" 
Elektrizität, Gas, Wasser oder Wärme oder dem 
öffentlichen Verkehr dienen, wenn die Anteile an 
ihnen unmittelbar oder mittelbar ausschließlich 
Gebietskörperschaften gehören und die Erträge 
ausschließlich diesen Körperschaften zufließen. 
hinsichtlich des den genannten Zwecken dienenden 
Teiles des Gesamtvermögens. Anderen Zwecken 
dienende Vermögensteile bleiben unberücksichtigt, 
soferne es sich hiebei um völlig untergeordnete 
Nebenzwecke handelt. 
Im Gesamtvermögen der im ersten Satz genannten 
Unternehmen enthaltene Beteiligungen an anderen 
Unternehmen der genannten Art zählen im Ausmaß der 
Steuerbefreiung dieser Unternehmen zum begünstigten 
Teil des Gesamtvermögens. 

b) Elektrizitätsversorgungsunternehmen im Sinne 
des § 1 Abs. 1 des Elektrizitätswirtschafts­
gesetzes, BGB1.Nr.260/1975. hinsichtlich des 
der Stromabgabe an Dritte dienenden Teiles des 
Vermögens. soferne die Anlagen im Sinne der 
Bestimmungen des Energieförderungsgesetzes 1979 
energiewirtschaftlich zweckmäßig sind. 
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